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1. Einleitung und Gegenstand 
 

1.1. Einleitung 
Betrachtet man die historische Entwicklung der Europäischen Union, kann man 

feststellen, dass in den letzten 20 Jahren das Tempo der Integration stetig gesteigert 

wurde. Nicht nur die immer kürzer werdenden Abstände, in denen wesentliche 

Änderungen der Gründungsverträge vorgenommen werden, sondern auch das 1992 

erfolgte Zusammenfassen der europäischen Gemeinschaften (gemeinsam mit einer 

gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik sowie der polizeilichen und justiziellen 

Zusammenarbeit in Strafsachen) zur Europäischen Unionen belegen diese stetige 

Steigerung des Tempos, die jüngst in der Erarbeitung eines Vertrages über eine 

Verfassung für Europa gipfelte1. Bestandteil dieses Verfassungsvertrages soll auch die 

Europäische Charta der Grundrechte werden, die von einem 1999 eingesetzten Konvent 

erarbeitet und am 7. Dezember 2000 in Nizza proklamiert wurde (siehe dazu unten 2.4.). 

Neben der Verankerung  klassischer Grund- und Menschenrechte, wie sie sich auch in der 

EMRK finden lassen, enthält die Charta vor allem auch soziale Grundrechte und 

Bürgerrechte. Innerhalb der letztgenannten Gruppe finden sich auch Bestimmungen über 

eine gute Verwaltung beziehungsweise den Zugang zu Dokumenten von Organen und 

Einrichtungen der Union. Diese Bestimmungen formen – gemeinsam  mit anderen, vor 

allem auf sekundärrechtlicher Ebene verankerten Rechtsquellen – ganz wesentlich den 

Begriff der good governance. 

Die vorliegende Arbeit soll einen Überblick über einen wesentlichen Aspekt der good 

governance, nämlich einer guten Verwaltung(spraxis), anhand des entsprechenden in der 
                                                      

1 Hierbei darf nicht übersehen werden, dass wohl gerade dieses erstaunliche Tempo aufgrund der 

beiden im Juni 2005 negativ ausgegangenen Referenden zu dieser Verfassung in Frankreich und 

den Niederlanden ein wenig gedrosselt werden muss. Dies bedeutet auch, dass die Verfassung 

nicht wie geplant bereits 2007 in Kraft treten wird können, sondern erst zu einem späteren 

Zeitpunkt. Was dies für die bevorstehende Erweiterung der Europäischen Union um Bulgarien 

und Rumänien, für deren Teilname in den einzelnen Entscheidungsprozessen der Union unter 

anderem die Verfassung die Voraussetzungen geschaffen hätte, bedeutet, kann zum jetzigen 

Zeitpunkt nicht vorhergesagt werden. 
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Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRC) enthaltenen Grundrechts geben. 

Im Folgenden wird zunächst ein kurzer Überblick über die „geschichtliche Entwicklung“ 

des Begriffs der good governance, wie er für diese Arbeit maßgeblich ist, gegeben, im 

Anschluss werden ihre spezielle Ausprägung im Bereich der (europäischen) Verwaltung 

untersucht. Ganz konkret steht dabei das in Art 41 GRC verbriefte Recht auf eine gute 

Verwaltung im Mittelpunkt, da dieser Art 41 GRC nach den Erläuterungen des 

Präsidiums des Grundrechtskonvents eine Bestandsaufnahme des vor allem vom EuGH 

entwickelten Standes der Rechtsprechung zu den Grundsätzen des 

Verwaltungsverfahrens darstellt und darüber hinaus – wenn die europäische Verfassung 

in der am 29. Oktober 2004 in Rom unterzeichneten Fassung in Kraft tritt – die vom EuGH 

aus den gemeinsamen Verfassungstraditionen der Mitgliedstaaten gewonnenen 

allgemeinen Rechtsgrundsätze ausdrücklich im Primärrecht positiviert. 

Im Rahmen des Rechts auf Akteneinsicht soll auch das Recht auf Zugang zu 

Dokumenten, wiederum anhand der Ausgestaltung in der Grundrechtscharta, beleuchtet 

werden, da diesbezüglich ein nicht nur über das Verwaltungsverfahren hinausgehendes 

Informationsrecht, sondern auch eine gewisse Diskrepanz zum Akteneinsichtsrecht nach 

Art 41 GRC zu konstatieren ist. Die Untersuchung dieser beiden Grundrechte soll vor 

allem dazu dienen, das Recht auf eine gute Verwaltung im Gegensatz zum Recht auf 

Zugang zu Dokumenten als Verfahrensgrundrecht darzustellen. Auch werden die 

konkreten Auswirkungen auf die österreichische Rechtsordnung beleuchtet, und es wird 

der Frage nachgegangen, welche Auswirkungen die grundrechtliche Verbriefung von 

Verfahrensrechten in Hinblick auf den direkten und indirekten Vollzug des Unionsrechts 

mit sich bringt beziehungsweise inwieweit die Grundrechtscharta dem 

Unionsgesetzgeber wie auch vielleicht den mitgliedstaatlichen nationalen Gesetzgebern 

positive Pflichten auferlegt, die zur Gewährleistung der Grundrechte der Europäischen 

Union notwendig sind. Dieser Ausblick soll bewusst auch einen Schritt über die 

rechtsdogmatische Betrachtung hinausgehen und da und dort von einem 

rechtspolitischen Stanpunkt den einen oder anderen Aspekt der good governance im 

Bereich des Gemeinschaftsrechts ansprechen. 
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1.2. Verfahrensgrundsätze und gute Verwaltung 
– Themenabgrenzung 

Der hier gegenständliche Art 41 GRC enthält zwei verschiedene Arten von „Rechten“. 

Einerseits tatsächlich durch die Betroffenen durchsetzbare Rechte, wie beispielsweise das 

Recht auf Gehör, das Akteneinsichtsrecht oder die Begründungspflicht. Zum anderen 

enthält das Recht auf gute Verwaltung auch Verpflichtungen der Organe und 

Einrichtungen, die sich ausschließlich oder vorwiegend auf das Innenverhältnis beziehen, 

wie zum Beispiel das Gebot der Höflichkeit oder der Fairness (in Österreich – oder auch 

in Deutschland –eher als Dienstpflichten denn als „Rechte“ verstanden). Auch die 

teilweise in Art 42 GRC enthaltenen Transparenzpflichten gehören eher zu zweiterer 

Gruppe, ist doch nach den Ausführungsbestimmungen zum Dokumentenzugang letztlich 

nur die Verweigerung des Zugangs bekämpfbar, nicht jedoch der Zugang an sich 

einklagbar. 

Zu den durchsetzbaren (Verfahrens-)Rechten ist zu bemerken, dass diese durch die 

Positivierung in der Charta der Grundrechte nicht erst geschaffen worden sind, sondern 

als aus den mitgliedstaatlichen Rechtstraditionen (vor allem aus dem Rechtstaatsprinzip 

und der in allem Mitgliedstaaten geltenden EMRK) gewonnenen allgemeinen 

Rechtsgrundsätzen seit jeher dem Gemeinschaftsrecht angehören und von der 

Rechtsprechung seit Ende der 50er-Jahre des vorigen Jahrhunderts im Lichte der 

Rechtstaatlichkeit zur Interpretation herangezogen werden. Den Gegenstand der 

vorliegenden Untersuchung sollen – nach einer kurzen Darstellung der historischen 

Entwicklung – eben diese Rechte, betrachtet im Lichte des Konzepts der good governance, 

darstellen, so wie sie quasi als Zusammenfassung der ständigen Rechtsprechung der 

europäischen Instanzen Eingang in die GRC gefunden haben und – wenn und sofern die 

GRC als Teil der Verfassung oder auch als eigenständiger Rechtsakt in Kraft tritt – 

dereinst im Rahmen der Gemeinschaftsrechtsordnung verbindlich werden. 
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2. Der Begriff good governance 
Der Begriff der good governance ist keineswegs eine europäische Eigenheit, auch wenn ihn 

sich die Europäische Union vor allem im Verständnis der „verantwortlichen Führung der 

Staatsgeschäfte“2 nahezu zu eigen gemacht hat und sogar – in der Ausprägung als gute 

Verwaltungsführung – in die Grundrechtscharta aufgenommen hat. Im Folgenden sollen 

der Ursprung des Begriffs in der internationalen Entwicklungspolitik und auch das 

Weißbuch „Europäisches Regieren“ der Kommission kurz dargestellt werden. Parallel 

dazu hat der EuGH auf der Grundlage der Verfassungstraditionen der Mitgliedstaaten 

Grundsätze der guten Verwaltung beziehungsweise ordnungsgemäßen 

Verwaltungsführung entwickelt, die – auch auf Basis der aufgrund des Weißbuchs 

erlassenen Kodizes für gute Verwaltungspraxis – als (wesentliche) Teile des Rechts auf 

eine gute Verwaltung beziehungsweise Rechts auf Zugang zu Dokumenten als spezifisch 

verfahrensrechtliche Grundrechte nunmehr in der Grundrechtscharta enthalten sind. 

Dieses Recht auf eine gute Verwaltung ist ein Aspekt der good governance, der jedoch auf 

den wesentlichen – bereits bei einer sehr globalen Betrachtung im Zusammenhang mit 

der Entwicklungspolitik sichtbaren – Grundsätzen der Transparenz, Effizienz und 

Verantwortlichkeit aufbaut, wie sie auch die Kommission in ihrem – vom 

Betrachtungshorizont ebenfalls wesentlich umfassenderen – Weißbuch herausarbeitet. 

 

2.1. Ursprung in der Entwicklungspolitik 
Untersucht man die Entstehungsgeschichte des Begriffs, so taucht bereits 1989 in einer 

Studie der Weltbank zur Frage, warum trotz einer (makro-)ökonomischen Politik in der 

Sahara keine allgemeine wirtschaftliche Entwicklung ersichtlich war, ein Verständnis der 

Staatsführung auf, welches heute wohl als good governance zu umschreiben wäre: Konkret 

wurde darauf hingewiesen, dass der Grund für die problematische Entwicklung in einer 

Krise der politischen Kräfte liegt3. In zwei weiteren Untersuchungen der Weltbank aus 

                                                      

2 Dolzer, Good Governance: Neues transnationales Leitbild der Staatlichkeit?, ZaöRV 2004, S 535. 

3 World Bank, Sub-Saharan Africa: From Crisis to Sustainable Growth, A Long-Term Perspective 

Study, 1989, S 60. 
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den Jahren 19924 und 19945 wurden Aspekte, wie ein funktionelles Management der 

öffentlichen Verwaltung, das Prinzip der Verantwortlichkeit, Transparenz und der 

Zugang der Öffentlichkeit zu Informationen als besonders wichtig herausgestrichen 

beziehungsweise die Gesetzgebung und Rechtsprechung als für die Entwicklung ebenso 

wichtig bezeichnet, wie der Vollzug. Ganz im Gegensatz zu der bis in die 90er-Jahre 

vorherrschenden Meinung, dass die Entwicklungspolitik über einzelne Projekte sowie 

starker makroökonomischer Orientierung gesteuert werden kann und soll, trat spätestens 

mit dem Weltentwicklungsbericht 19976 die Forderung nach einer leistungsfähigen 

staatlichen Verwaltung hinzu7. 

Auf Grundlage dieser Entwicklung wurde das Konzept der good governance erstmals in 

den Abkommen zwischen der EU und den AKP-Staaten von Cotonou8 positiviert. In 

diesem Abkommen wird good governance in Art 9 Abs 3 umfassend und vor allem auch 

die Grund- und Menschenrechte einschließend9 definiert: „In einem politischen und 

institutionellen Umfeld, in dem die Menschenrechte, die demokratischen Grundsätze und 

das Rechtsstaatsprinzip geachtet werden, ist verantwortungsvolle Staatsführung die 

transparente und verantwortungsbewusste Verwaltung der menschlichen, natürlichen, 

wirtschaftlichen und finanziellen Ressourcen und ihr Einsatz für eine ausgewogene und 

nachhaltige Entwicklung. Sie beinhaltet klare Beschlussfassungsverfahren für Behörden, 

                                                      

4 World Bank, Governance and Development, 1992. 

5 World Bank, Governance – The World Bank’s Experience, 1994. 

6 World Bank, World Development Report 1997: The State in a Changing World, 1997. 

7 Vgl in diesem Zusammenhang auch das Verständnis der good governance als Begleitmaßnahme 

zur Verbesserung der Effizienz und des Wirtschaftswachstums; genauer: International Monetary 

Fund, Good Governanve, 1997. 

8 Partnerschaftsabkommen zwischen den Mitgliedern der Gruppe der Staaten in Afrika, im 

Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean einerseits und der Europäischen Gemeinschaft und 

ihren Mitgliedstaaten andererseits, unterzeichnet in Cotonou am 23. Juni 2000, ABl 2000 Nr L 317, S 

3.

9 Zur Diskussion, inwiefern das Konzept der good governance einen normativen Gehalt aufweist 

bzw in welchen strukturellen und organisatorischen Ausprägungen good governance auftreten 

kann, siehe ausführlicher Dolzer, Good Governance: Neues transnationales Leitbild der Staatlichkeit?, 

ZaöRV 2004, S 538f. 
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transparente und verantwortungsvolle Institutionen, den Vorrang des Gesetzes bei der 

Verwaltung und Verteilung der Ressourcen und Qualifizierung zur Ausarbeitung und 

Durchführung von Maßnahmen insbesondere zur Verhinderung und Bekämpfung der 

Korruption.“ Mittlerweile wird good governance vermehrt losgelöst von den 

wirtschaftlichen Aspekten der Entwicklungshilfe betrachtet: Insgesamt geht das 

Governance-Konzept der EU-Mitgliedstaaten weg von seiner anfänglichen 

Schwerpunktsetzung auf Wirtschaftsprozesse und Verwaltungseffizienz hin zu einer 

stärkeren Berücksichtigung der Themen Demokratie, Gerechtigkeit und Partizipation. 

Auch bei anderen bilateralen und multilateralen Gebern lässt sich dies nachvollziehen.10

Allgemeiner fallen die Definitionen der Weltbank und der amerikanischen 

Entwicklungsbehörde aus, wo good governance unter anderem als das Schaffen eines 

Umfelds, in dem für die Bevölkerung ein besserer Zugang zu einem breiteren Spektrum 

an Menschenrechten ermöglicht wird11 beziehungsweise als die Möglichkeit einer 

Regierung, sozialen Frieden aufrechtzuerhalten, Gesetze und öffentliche Ordnung zu 

garantieren, Bedingungen für das Wirtschaftswachstum zu schaffen oder zu fördern und 

einen Mindeststandard an sozialer Sicherheit sicherzustellen verstanden wird12. 

 

2.2. Weißbuch „Europäisches Regieren“ 
Während der Begriff der good governance im Bereich der Entwicklungshilfe und -politik 

entstanden ist, hat die Kommission 2001 ein Weißbuch unter dem Titel „Europäisches 

Regieren“ veröffentlicht13, welches sich nicht nur mit good governance als Konzept der 

Entwicklungspolitik auseinandersetzt, sondern governance auf verschiedenen, allgemeinen 

Ebenen beleuchtet. Die Kommission definiert den Begriff governance umfassend als 

„Regeln, Verfahren und Verhaltensweisen, die die Art und Weise, wie auf europäischer 

Ebene Befugnisse ausgeübt werden, kennzeichnen, und zwar insbesondere in Bezug auf 
                                                      

10 Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament und den Europäischen 

Wirtschafts- und Sozialausschuss – Governance in Entwicklungsländern, vom 20. Oktober 2003, 

KOM (2003) 615 endg, Rn 67. 

11 World Bank, Development and Human Right: The Role of the World Bank, 1998, S 3. 

12 http://www.usaid.gov/our_work/democracy_and_governance/technical_areas/governance/ 

13 KOM (2001) 428 end; ABl 2001 Nr C 287, S 1. 
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Offenheit, Partizipation, Verantwortlichkeit, Wirksamkeit und Kohärenz“14, wobei durch 

das Weißbuch insbesondere auf eine Verbesserung der Funktionstüchtigkeit der Union 

innerhalb des damals bestehenden vertraglichen Rahmens hingewirkt werden sollte. Vor 

allem sollte kein allzu gravierender Einfluss auf die Vertragsgestaltung (Nizza-Vertrag, 

Verfassungsvertrag) ausgeübt werden, was sich auch in vielen zum Teil sehr vorsichtigen 

Formulierungen widerspiegelt. 

Zunächst stellt die Kommission in dem Weißbuch die fünf Grundsätze der Offenheit, 

Partizipation, Verantwortlichkeit, Wirksamkeit und Kohärenz dar, bevor unter dem Titel 

„Vorschläge für einen Wandel“ in Bezug auf konkrete Themengebiete Anhaltspunkte für 

die Anwendung dieser abstrakten Grundsätze erläutert werden. 

 

2.2.1. Die fünf Grundsätze des Weißbuchs 
Unter dem Aspekt der „Offenheit in der Arbeit der Organe“ versteht die Kommission vor 

allem mehr Transparenz im Rahmen der Entscheidungsfindung und den Zugang der 

Öffentlichkeit zu den in Zusammenhang mit der Arbeit der Organe und Einrichtungen 

der Union stehenden Dokumenten. In diesem Bereich ist mit der unten (unter 4.4.2.d.) 

noch ausführlich zu behandelnden Verordnung über den Zugang der Öffentlichkeit zu 

Dokumenten und der Aufnahme eines entsprechenden Rechts in die Grundrechtscharta 

ein wesentlicher und deutlicher Schritt gesetzt worden. 

Eng mit dem Grundprinzip der Offenheit ist das der Partizipation verbunden, nach dem 

Interessierte so viel wie möglich und so intensiv wie möglich in 

Entscheidungsfindungsprozesse eingebunden werden sollen. In diesem Bereich besteht 

durch die oben angeführte Verordnung beziehungsweise die Grundrechtscharta bereits 

eine rechtliche Grundlage zur Verwirklichung. Auch die im Abschnitt „Vorschläge für 

einen Wandel“ noch als geplant aufgelistete Maßnahme des Ausbaus der Internetseiten15 

allgemein und vor allem des EUR-LEX-Portals16 im Sinne einer den gesamten 

Rechtsetzungsvorgang dokumentierenden Datenbank sind bereits verwirklicht. 

                                                      

14 KOM (2001) 428 end, S 10. 

15 Alle erreichbar über das Europaportal www.europa.eu.int. 

16 http://europa.eu.int/eur-lex/de/index.html. 
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Unter dem Punkt „Verantwortlichkeit“ stellt die Kommission fest, dass den Organen und 

Einrichtungen der Union aufgrund der ihnen durch den Vertrag zugewiesenen Aufgaben 

eine gewisse politische und praktische Verantwortung zukommt. Aus dieser 

Verantwortung folgt auch, dass – was die Kommission unter dem Aspekt der Effizienz 

festgehalten hat – die Organe und Einrichtungen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 

effizient handeln sollen und müssen; der rechtsunterworfene EU-Bürger, der gerade weil 

er gleichzeitig ein Abgaben leistender EU-Bürger ist, hat ein legitimes Interesse an einer 

solchen Verwendung der Mittel nach wirtschaftlich Gesichtspunkten. Hierbei 

unterstreicht die Kommission, dass bestehende Regelungen einer stetigen 

„Qualitätskontrolle“ unterzogen werden sollen, vor allem in Hinblick auf die 

Geeignetheit zur Zielerreichung (Rechtsfolgenabschätzung). 

Das Prinzip der „Kohärenz“ folgt aus der stetig wachsenden Anzahl an 

gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften, die mitunter zu sehr inkohärenten Ergebnissen 

führen. Das viel zitierte Beispiel hierfür ist die Förderung des Tabakanbaus im Rahmen 

der Kompetenzen im Bereich der Landwirtschaft und die gleichzeitigen Bestrebungen der 

Gemeinschaft, den Tabakkonsum durch eine Vielzahl verschiedener Maßnahmen im 

Rahmen der Kompetenz im Bereich des Gesundheitswesens zu verringern. 

 

2.2.2. Vorschläge für einen Wandel 
Neben der Auflistung der oben erörterten fünf Grundsätze, zeigt die Kommission in dem 

Weißbuch unter der Überschrift „Vorschläge für einen Wandel“ anhand mehrerer 

Szenarien, wie sie sich das europäische Regieren vorstellt. 

Zunächst sollen Transparenz und Öffentlichkeitswirksamkeit der Tätigkeit erhöht 

werden. Dies zum Beispiel anhand der oben bereits angesprochenen verstärkten Nutzung 

des Internets und des Ausbaus des EUR-LEX-Portals zu einer 

„Rechtsetzungsdokumentationsdatenbank“. Außerdem sollen in vielen Belangen die 

Regionen und Gemeinden in die sonst „bundeslandblinde“ EU miteinbezogen werden. 

Konkret schlägt die Kommission einen systematischen Dialog und einen intensiveren 

Personalaustausch zwischen den einzelnen Gemeinden und Regionen, aber auch 

zwischen diesen und den Institutionen der Gemeinschaft vor. Außerdem soll vor allem 

bei der Umsetzung von Gemeinschaftsrecht in den Bereichen, die besondere 

Auswirkungen auf die Regionen und Gemeinden haben, ein größerer 
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Gestaltungsspielraum bei den umsetzenden Regionen und Gemeinden erreicht werden, 

wodurch mehr Flexibilität gewährleistet wäre. Darüber hinaus sollte der Grundsatz der 

Kohärenz generell und gerade in diesem Bereich stärker beachtet werden. Zu guter Letzt 

wird vorgeschlagen, die „Zivilgemeinschaft“17 stärker einzubinden, sei es durch 

entsprechende Organisation und Erfassung in (Online-)Datenbanken oder durch 

verstärkte Kooperation und den Einsatz von öffentlichen Anhörungen. 

Einen weiteren wesentlichen Anwendungsbereich sieht die Kommission in einer besseren 

europäischen Gesetzgebung, wobei hierbei im Allgemeinen besonders die Qualität oder 

besser das Qualitätsdefizit in den Vordergrund gerückt und im Speziellen die oftmals 

unverständliche Sprache und die Detailversessenheit so mancher Rechtsakte kritisiert 

wird. Neben der verstärkten Einbindung von Experten soll anhand eines standardisierten 

„Sieben-Punkte-Plans“ samt flankierenden Maßnahmen eine deutliche 

Qualitätssteigerung erreicht werden können18. Darüber hinaus wird vorgeschlagen, dass 

die EU verstärkt in einem internationalen Rahmen auftreten solle, wobei hierbei vor allem 

ein einheitliches Auftreten in internationalen und regionalen Gremien im Rahmen der 

bestehenden Kompetenzen eingemahnt wird. Konkret sollte die Europäische Union nach 

Meinung der Kommission ihre Präsenz in internationalen und regionalen Foren, unter 

anderem für internationale Wirtschafts- und Finanzfragen, Umwelt, Entwicklung und 

Wettbewerbspolitik verstärken, wobei sich die Kommission eine Überprüfung der 

Vertretungen der Union in internationalen Gremien vorgenommen hat. 

Ebenfalls thematisiert werden die Rolle der einzelnen Institutionen und deren 

Zusammenspiel innerhalb der Gemeinschaft. Vor allem die durch gegenseitige checks and 

balances zwischen den einzelnen Organen gekennzeichnete „Gemeinschaftsmethode“ zur 

Rechtsetzung erachtet die Kommission als einen dem Leitbild der good governance 

                                                      

17 Die Kommission versteht darunter alle Einrichtungen und Organisationen des öffentlichen und 

gesellschaftlichen Lebens, wie zum Beispiel Kirchen- und Religionsgemeinschaften, 

Nichtregierungsorganisationen, Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen und verweist auf 

eine ausführliche Definition in der Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses „Die 

Rolle und der Beitrag der organisierten Zivilgesellschaft zum europäischen Einigungswerk“, ABl 

1999 Nr C 329, S 30. 

18 Zu den Maßnahmen und vor allem dem „Sieben-Punkte-Plan“ im Detail siehe Hayder, Das 

Weißbuch „Europäisches Regieren“ der EU-Kommission, ZG 2002, S 53ff. 
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entsprechenden Schutzmechanismus. Wenngleich deutliche Kritik an der tatsächlichen 

Ausübung der Kompetenzen des Rates und des Europäischen Rates und (abgeschwächt) 

an der Mitwirkung des Parlaments geübt wird, sieht es die Kommission als ein 

grundsätzlich zielführendes Modell an, wenn im Rechtsetzungsprozess einer (nicht 

demokratisch legitimierten) Institution das Initiativrecht zukommt, während eine 

demokratisch legitimierte weitere Institution gemeinsam mit den wiederum in einer 

anderen Institution organisierten Vertretern der Mitgliedstaaten die 

Entscheidungskompetenz wahrnimmt. In diesem Zusammenhang wird seitens der 

Kommission nicht nur Kritik an Rat und Parlament geübt, sondern auch 

Verbesserungspotential innerhalb der Kommission aufgezeigt. Abgerundet wird dieser 

Teil der Vorschläge für einen Wandel wiederum mit der Forderung nach mehr 

Transparenz und Kohärenz. 

 

2.3. Rechtsprechung 
Parallel zu den Überlegungen zu good governance aus wirtschaftlicher und 

entwicklungspolitischer Sicht, konzentrierte sich die Rechtssprechung (seit Beginn der 

1990er-Jahre verstärkt) auf einen auch im Weißbuch der Kommission enthaltenen 

Teilaspekt der good governance, nämlich als Recht auf eine gute Verwaltung, spezifisch als 

notwendige Verteidigungsrechte des einzelnen in einem Verwaltungsverfahren 

verstanden, wobei sich eine exakte Definition der guten Verwaltung erst aus einer 

Vielzahl von Entscheidungen gewinnen lässt. In der jüngeren Rechtsprechung einschlägig 

sind in dieser Hinsicht besonders das – auch in den Erläuterungen des Präsidiums des 

Grundrechtskonvents zu Art 41 GRC angeführte – Urteil des EuGH in der Rechtsachen 

Burban19, sowie die Entscheidungen des EuG in den Rechtsachen Nölle20 und New Europe 

Consulting21, in denen das Recht auf eine gute Verwaltung jeweils als allgemeiner, vom 

Gerichtshof anerkannter Rechtsgrundsatz bezeichnet wird. Inhaltlich ergibt sich dieser 

allgemeine Rechtsgrundsatz aus den gemeinsamen Verfassungstraditionen der 

Mitgliedstaaten und hier wiederum aus dem Rechtsstaatsprinzip. Neben den bereits 

                                                      

19 EuGH Rs C-255/90, Burban, Slg 1992, S I-2253. 

20 EuG Rs T-167/94, Nölle, Slg 1995, S II-2589. 

21 EuG Rs T-231/97, New Europe Consulting, Slg 1999, S II-2403. 

 12



genannten Urteilen– und sieht man einmal von den Ansätzen in früheren Entscheidungen 

ab22 – wird der allgemeine Rechtsgrundsatz in der Bezeichnung als Recht auf eine gute 

oder ordnungsgemäße Verwaltung vor allem aus den Urteilen des EuGH 

beziehungsweise EuG in den Rechtsachen Heylens23, Orkem24, TU München25 und 

Lisestral26. Neben diesen in den Erläuterungen zu Art 41 GRC angeführten Urteilen sind 

insbesondere die Urteile des Gerichtshofs in den Rechtsachen Niederlande/Kommission27, 

Fiskano28, Consorgan29 und Cipeke30, sowie die Urteile des Gerichts Erster Instanz in den 

Rechtsachen Rubino31, Cobrecaf32 und Oliveira33 einschlägig. 

Mit wenigen Ausnahmen (Burban, TU München, Niederlande/Kommission, Fiskano) sind 

diese Entscheidungen in Verfahren in Subventionsangelegenheiten iwS ergangen, in 

denen Zahlungen eingestellt oder gekürzt wurden und sich die Parteien in ihren Rechten 

auf Anhörung und Verteidigung verletzt gesehen haben. Weiterführend hat die 

Rechtsprechung auch die Gedanken der Rechtssicherheit und Gleichbehandlung als 

Verfahrensgrundsatz und als gleichwertige Rechte34 immer wieder zur Begründung 

herangezogen. Somit können diese Verfahrensgrundsätze in der Rechtsprechung auch als 

                                                      

22 So ist beispielsweise bereits in den verb Rs 56 u 58/64, Consten u Grundig, Slg 1966, S 322 oder 

EuGH Rs 55/70, Reinarz, Slg 1971, S 379, Rn 18 die Rede von einer guten Verwaltungsführung. 

23 EuGH Rs 222/86, Heylens, Slg 1987, S 4097, Rn 15. 

24 EuGH Rs 374/87, Orkem, Slg 1989, S 3283, Rn 32. 

25 EuGH Rs C-269/90, TU München, Slg 1991, S I-5469, Rn 14. 

26 EuG Rs T-450/93, Lisrestal, Slg 1994, S II-1177, Rn 42. 

27 EuGH verb Rs C-48/90 u C-66/90, Niederlande/Kommission, Slg 1992, S I-565. 

28 EuGH Rs C-135/92, Fiskano, Slg 1994, S I-2885. 

29 EuGH Rs C-181/90, Consorgan, Slg 1992, S I-3557. 

30 EuGH Rs C-189/90, Cipeke, Slg 1992, S I-3573. 

31 EuG Rs T-54/96, Rubino, Slg 1998, S II-3377. 

32 EuG Rs T-514/93, Cobrecaf, Slg 1995, S II-621. 

33 EuG Rs T-73/95, Oliveira, Slg 1997, S II-381. 

34 ZB EuG Rs T-73/95, Oliveira, Rn 32. 

 13



Grundlage beziehungsweise Bestandteil des Rechts auf eine gute Verwaltung angesehen 

werden. 

In den bislang genannten Entscheidungen35 ist die Beachtung der Verteidigungsrechte in 

Verfahren, die zu einer den Betroffenen beschwerenden Maßnahme führen können, als 

fundamentaler Gemeinschaftsgrundsatz angesehen worden. Dies selbst dann, wenn 

entsprechende verfahrensrechtliche Regeln fehlten. Nach der Rechtsprechung des EuGH 

gebietet es dieser Grundsatz, jeder Person, der gegenüber eine beschwerende 

Entscheidung ergehen kann, Gelegenheit zu geben, zu den Gesichtspunkten Stellung zu 

nehmen, auf die bei der Begründung der streitigen Entscheidung zu ihrem Nachteil 

abgestellt wird36. Die individuelle Betroffenheit, die für die Gewährung des Rechts in Art 

41 Abs 2 GRC verlangt wird, fußt ebenfalls auf der Rechtsprechung des EuG37. 

Insbesondere seit der Entscheidung New Europe Consulting steht ausdrücklich fest, dass 

der auf das Rechtsstaatsprinzip zurückzuführende Grundsatz der ordnungsgemäßen 

Verwaltung38 die Behörden verpflichtet, die Interessen der Parteien im Rahmen der 

Entscheidungsfindung gegeneinander abzuwägen39. 

In Zusammenhang mit dem Recht auf Zugang zu Dokumenten sind von der 

Rechtsprechung – zumeist zur Untermauerung der allgemeinen Grundsätze einer guten 

beziehungsweise ordnungsgemäßen Verwaltung – immer wieder die einzelnen 

mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen mit Ausnahme Deutschlands, Luxemburgs und 

Österreichs herangezogen worden, da diese ebenfalls Informationsfreiheitsrechte 
                                                      

35 Außer in den genannten Entscheidungen sind im Zusammenhang mit einer 

„guten/einwandfreien Verwaltungsführung“ auch die folgenden Urteile einschlägig: EuGH verb 

Rs 56 u 58/64, Consten u Grundig, Slg 1966, S 322; EuGH verb Rs 7/56 u 3-7/57, Algera, Slg 1957, S 

83; EuGH Rs 32/62, Alvis, Slg 1963, S 109; EuGH Rs 55/70, Reinarz, Slg 1971, S 379, Rn 18. In 

Zusammenhang mit der „ordnungsgemäßen Verwaltung“ sind auch noch folgende Urteile 

anzuführen: EuGH verb Rs 96-102/82, I.A.Z., Slg 1983, S 3369, Rn 15; EuGH Rs 179/82, Lucchini, 

Slg 1983, S 3083, Rn 27; EuG Rs T-572/93, Odigitra, Slg 1995, S II-2025, Rn 40. 

36 ZB EuG Rs T-450/93, Lisrestal, Rn 42. 

37 EuG Rs T-450/93, Lisrestal, Rn 45. 

38 In der englischen Übersetzung ist vom „principle of sound administration“ die Rede. Zu den 

sprachlichen Abweichung vgl auch Fn 49. 

39 EuG T-231/91, New Europe Consulting, Rn 39. 
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enthalten40, und die von der Rechtsprechung unter anderem als Anknüpfungspunkte für 

eine stetig steigende Transparenz des Gemeinschaftsrechts herangezogen werden und 

laut EuGH auf eine Tendenz zur Informationsfreiheit schließen lassen41. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass das in der Grundrechtscharta 

verbriefte Recht auf eine gute Verwaltung, bis auf die Begründungspflicht und den 

außervertraglichen Schadenersatz, die auch im EG-Vertrag enthalten sind (siehe dazu 

unten 4.4.3. bzw 4.6.), sowie die in Zusammenhang mit dem Akteneinsichtsrecht 

stehenden Vorschriften über den Zugang zu Dokumenten, wofür eine eigene Verordnung 

geschaffen wurde, von der Gemeinschaftsgerichtsbarkeit entwickelt beziehungsweise aus 

den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten als allgemeine Rechtsgrundsätze gewonnen 

worden sind. Eine nähere Untersuchung der Judikatur erfolgt unten im Rahmen der 

Darstellung des Inhalts von Art 41 GRC. 

 

2.4. Entstehungsgeschichte im GRC-Konvent 
Der Europäische Rat von Köln vom 3. und 4. Juni 1999 hat einen Konvent mit der 

Ausarbeitung eines Entwurfs einer Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

beauftragt, wobei sich dieser Konvent im Dezember 1999 konstituiert42 und am 2. Oktober 

2000 einen Entwurf angenommen hat. In der Folge haben sowohl der Europäische Rat43 

als auch Europäische Parlament und die Kommission diesem Entwurf zugestimmt, 

sodass er von den jeweiligen Präsidenten des Parlaments, der Kommission und des Rates 

unterzeichnet und im Namen ihrer jeweiligen Institutionen am 7. Dezember 2000 in Nizza 

proklamiert werden konnte44.  

                                                      

40 Mit entsprechenden Nachweisen: Wegener in: Calliess/Ruffert (Hrsg), Kommentar zum EU-Vertrag 

und EG-Vertrag, 2. Auflage 2002, Art 255, Rn 2. 

41 EuGH Rs C-58/94, Niederlande/Rat, Slg 1996, S I-2169, Rn 15; vgl auch EuG Rs T-174/95, Svenska 

Journalistenförbunget, Slg 1998, S II-2289. 

42 Zur Zusammensetzung siehe online http://www.europarl.eu.int/charter/composition_en.htm. 

43 Europäischer Rat von Biarritz (13./14. Oktober 2000). 

44 Siehe auch http://www.europarl.eu.int/summits/nice1_de.htm. 
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Inhaltlich sind in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union zum ersten Mal in 

der Geschichte der Europäischen Union in einem einzigen Text die Gesamtheit der 

bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen und sozialen Rechte der europäischen Bürger 

sowie aller im Hoheitsgebiet der Union lebenden Personen zusammengefasst, wobei sich 

die Charta in sechs große Kapitel unterteilt: 

• Würde des Menschen 

• Freiheiten 

• Gleichheit 

• Solidarität 

• Bürgerrechte 

• Justizielle Rechte. 

Die in der Charta festgeschriebenen Rechte beruhen insbesondere auf den in der 

Europäischen Menschenrechtskonvention anerkannten Rechten und Grundfreiheiten, den 

Verfassungstraditionen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union, der Europäischen 

Sozialcharta des Europarates und der Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der 

Arbeitnehmer45 sowie anderen internationalen Übereinkommen, denen die Europäische 

Union oder ihre Mitgliedstaaten angehören, wie im Bereich der sozialen Grundrechte 

zum Beispiel die Konventionen der ILO. 

Der Europäische Rat von Nizza hat in Bezug auf die Frage des rechtlichen Status in der 

Anlage I der Schlussfolgerungen beschlossen, dies im Rahmen der am 1. Januar 2001 

eingeleiteten Debatte über die Zukunft der Europäischen Union zu prüfen, wobei die vom 

Konvent 2000 ausgearbeitete Charta nunmehr Teil des Entwurfs einer Europäischen 

Verfassung ist (Teil II, Art II-61 – II-114 EV) und – sofern sämtliche Mitgliedstaaten diesen 

Verfassungsvertrag ratifizieren – als Teil des zukünftigen Primärrechts 

Rechtsverbindlichkeit erlangen soll46. Bis dahin wird die Grundrechtscharta von den 

einzelnen Organen und Einrichtungen der Union lediglich als Interpretationsmaßstab 

herangezogen. 
                                                      

45 Zur Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte siehe insb Maydell, Die europäische Charta 

sozialer Grundrechte, in Maydell (Hrsg), Soziale Rechte in der EG, 1990, S 122. 

46 Nähere Informationen zur Zusammensetzung und Arbeit des Verfassungskonvents, sowie den 

Verfassungsentwurf im Wortlaut finden sich online unter http://european-

convention.eu.int/bienvenue.asp?lang=DE. 
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Bestandteil der Charta ist auch das hier gegenständliche Recht auf eine gute Verwaltung, 

welches in Art 41 GRC enthalten ist. Der Grundrechtskonvent hat sich dabei vor allem 

darauf beschränkt, die bestehenden vom Gerichtshof entwickelten Grundsätze einer 

guten beziehungsweise ordnungsgemäßen Verwaltungsführung zu kodifizieren. In Art 42 

GRC ist schließlich das Recht auf Zugang zu Dokumenten verbürgt, welches im Rahmen 

dieser Untersuchung im Zusammenhang mit dem Recht auf Akteneinsicht näher 

beleuchtet werden soll. Im Folgenden soll die Entstehungsgeschichte dieser beiden 

Bestimmungen im Grundrechtskonvent kurz dargestellt werden. 

 

2.4.1. Das Recht auf eine gute Verwaltung 
Die Initiative, das Recht auf eine gute Verwaltung in die Grundrechtcharta aufzunehmen, 

geht auf den Europäischen Bürgerbeauftragten Jacob Söderman zurück, der in einer Rede 

vor dem Konvent für ein „Grundrecht auf eine offene, rechenschaftspflichtige und 

dienstleistungsorientierte Verwaltung, die die Angelegenheiten des Bürgers angemessen, 

fair und rasch behandelt“, eintrat47; diese Maßnahmen sollten dazu beitragen, das 21. 

Jahrhundert zu einem Jahrhundert der guten Verwaltung zu machen. Bereits mit dem 

Entwurf des Präsidiums des Konvents für die Gleichheits- und Unionsbürgerrechte 

(Kapitel III und V)48, der sich vom Wortlaut her weitestgehend mit der Endfassung 

deckte, wurde mit Art 41 GRC das Recht auf eine ordnungsgemäße49 Verwaltung 

vorgesehen. Diese Forderung wurde auch durch die Rechtsprechung des EuGH 

                                                      

47 CHARTE 4131/00 vom 17. 2. 2000. 

48 CHARTE 4170/00 vom 20. 3. 2000. 

49 Vgl dazu den englischen Wortlaut des Entwurfs, der in der Überschrift statt „ ordnungsgemäße 

Verwaltung“ die Wendung „ good administration“ enthielt, welche in der Endfassung wörtlich ins 

Deutsche übersetzt wurde. In der französischen Fassung hieß es ebenfalls von Anfang an „bonne 

administration“. Der Grund für diese sprachlichen Unterscheidungen dürfte in der Judikatur des 

EuGH zu suchen sein, der in den in den Erläuterungen erwähnten Urteilen in der französischen 

Fassung jeweils von „bonne administration“, in der englischen jeweils von „good administration“, 

in der deutschen Fassung jedoch von „ordnungsgemäßer Verwaltung“ spricht. 
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bekräftigt, der die im Bereich der Gerichtsbarkeit entwickelten Verfahrensgrundsätze 

auch auf Verwaltungsverfahren ausgeweitet hat50. 

Das ebenfalls unter der Überschrift „Recht auf eine gute Verwaltung“ stehende Recht auf 

Schadenersatz (Art 41 Abs 3 GRC) war in dem ersten Entwurf noch nicht enthalten und 

auch in den Beratungen nicht thematisiert worden. Es wurde erst durch den ersten 

Entwurf eines vollständigen Textes der Charta der Grundrechte durch das Präsidium zu 

einem späteren Zeitpunkt eingefügt51. 

Wenngleich inhaltlich über eine Zusammenlegung des Rechts auf eine gute Verwaltung 

mit dem Recht auf ein gerechtes Verfahren52 oder über den Kreis der Berechtigten und 

Verpflichteten diskutiert wurde53, wurden mit Ausnahme der Öffnung dieses 

Grundrechts für Nicht-EU-Bürger durch den Entfall der Wendung in Art 41 Abs 1 GRC 

„[Jede Person] mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat ...“54 keine grundlegenden 

Änderungen zum Erstentwurf vorgenommen55. 

                                                      

50 Vgl im Einzelnen die in den Erläuterungen angeführten Urteile; Ausgangspunkt der 

Entwicklung der Verfahrensgrundsätze war das Urteil Algera, zu dem der EuGH ausgeführt hat, 

dass er – um sich nicht dem Vorwurf der Rechtsverweigerung auszusetzen – mangels 

entsprechender Vorschriften des Vertrages seine Entscheidung unter Berücksichtigung der in 

Gesetzgebung, Lehre und Rechtsprechung der MS anerkannten Regeln entscheidet, EuGH verb Rs 

7/56 u 3-7/57. 

51 CHARTE 4422/00 vom 28. 7. 2000. 

52 Die in den Vorschlägen des Präsidiums für Freiheitsrechte, justizielle Rechte und horizontale 

Bestimmungen (CHARTE 41/1/00) noch unter dem Titel „Recht auf ein gerechtes Verfahren“ 

verbrieften Rechte, finden sich in der Endfassung teilweise im Teil VI bei den justiziellen Rechten 

in Art 47 (Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht) und Art 48 

GRC (Unschuldsvermutung und Verteidigungsrechte). 

53 Siehe im Detail Bernsdoff/Borowsky, Protokolle, S 203f. 

54 CHARTE 4422/00 vom 28. 7. 2000. 

55 Vgl aber den äußerst ausführlichen und umfassenden Änderungsvorschlag 454b der Vertreter 

des spanischen Ministerpräsidenten, CHARTE 4332/00 vom 25. 5. 2000. 
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Wie bereits erläutert, wurde die Wendung „ordnungsgemäße Verwaltung“ durch „gute 

Verwaltung“56 ersetzt, „persönlich betreffende“ durch „nachteilige individuelle“ 

Maßnahme57 sowie „Amtsprachen der Union“ durch „Sprachen der Verträge“58. 

Die im Erstentwurf noch enthaltene Formulierung des Art 41 Abs 2 Gedankenstrich 2 

GRC „das Recht jeder Person auf Zugang zu den Akten, sofern dieser erforderlich ist, 

damit sie ihre Argumente geltend machen kann, und unter Wahrung des legitimen 

Interesses der Vertraulichkeit und Geheimhaltung der Angelegenheiten“ ist auf 

mehrheitliches Anregen der Konventsmitglieder59 zu der leichter lesbaren Fassung des 

Endentwurfs „Wahrung ... des Berufs- und Geschäftsgeheimnisses“ geschrumpft. 

Im Rahmen der besonderen Verfahrensgrundsätze des Art 41 Abs 2 GRC wurde im Laufe 

der Beratungen – unter Kritik – der Interpretationsfreiraum durch das Hinzufügen des 

Wortes „insbesondere“ erweitert60. 

Tritt der Vertrag über eine Verfassung für Europa in der am 29. Oktober 2004 in Rom 

unterzeichneten Fassung61 in Kraft, so erfährt das Recht auf eine gute Verwaltung als Art 

II-101 EV keine inhaltlichen Abweichungen von der hier behandelten Fassung. Lediglich 

die Bezeichnung „jeder Mensch“ wurde jeweils durch „jede Person“, „Einrichtungen, 

Ämter und Agenturen“ durch „Einrichtungen und sonstige Stellen“ ersetzt. 

 

                                                      

56 CHARTE 4470/1/00 vom 21. 9. 2000; zwischenzeitlich stand auch die Überschrift „Beziehung 

zur Verwaltung“, die bereits im Erstentwurf als Klammerbeisatz enthalten war, zur Diskussion, 

vgl CHARTE 4284/00 vom 5. 5. 2000, zu den durchwegs positiven Reaktionen der Mitglieder des 

Konvents siehe Bernsdoff/Borowsky, Protokolle, S 315. 

57 CHARTE 4284/00 vom 5. 5. 2000. 

58 CHARTE 4470/1/00 vom 21. 9. 2000; vgl auch den Wortlaut der englischen sowie der 

französischen Fassung (siehe Fn 49). 

59 Bernsdoff/Borowsky, Protokolle, S 203. 

60 CHARTE 4284/00 vom 5. 5. 2000; zur Kritik vgl Bernsdoff/Borowsky, Protokolle, S 315. 

61 ABl 2004 Nr C 310, S 1. 
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2.4.2. Das Recht auf Zugang zu Dokumenten 
Das Recht auf Zugang zu Dokumenten muss in Zusammenhang mit Art 1 Abs 2 EU (Art 

I-46 Abs 3 EV) und vor allem mit den im Weißbuch der Kommission proklamierten 

Grundsätzen62 gelesen werden, nachdem Entscheidungen in der EU möglichst offen und 

möglichst bürgernah zu treffen sind. Das entsprechende Grundrecht des Art 42 GRC ist 

bereits zu einem sehr frühen Zeitpunkt in seinem jetzigen Umfang festgestanden, auf dem 

das Präsidium in den Verhandlungen im Konvent auch beharrt hat. Der ursprüngliche 

Textvorschlag sah als Berechtigte die Unionsbürger sowie sämtliche Personen mit 

Wohnsitz in der Union vor, als Verpflichtete lediglich das Parlament, den Rat und die 

Kommission63, wobei sich der Inhalt mit Art 255 Abs 1 EG (Art I-50 Abs 3 EV) deckte. 

Bereits in der Begründung des Präsidiums – die zu teilweise heftiger Kritik führte64 – war 

davon die Rede, dass die Bedingungen und Einschränkungen im Zusammenhang mit den 

horizontalen Bestimmungen der Charta zu verstehen und damit anhand des EG 

auszulegen seien, der die Frage nach dem Zugang zu Dokumenten allgemein regle. Diese 

Rahmenbedingungen dürften nicht überschritten werden, da sich die Mitgliedstaaten bei 

der Erteilung des Mandats an den Konvent eine Änderung der Verträge ausdrücklich 

vorbehalten hätten65. 

Im Zuge der Arbeiten des Konvents wurden zahlreiche Änderungsvorschläge 

eingebracht, die auf eine Ausweitung des Rechts auf alle Personen ungeachtet der 

Unionsbürgerschaft abzielten66, aber auch solche, die eine Ausweitung des Kreises der 

                                                      

62 Siehe dazu oben 2.2.1. 

63 CHARTE 4248/00 vom 5. 5. 2000. 

64 Siehe im Detail Bernsdoff/Borowsky, Protokolle, S 164f u 292f. 

65 Europäischer Rat von Köln, Schlussfolgerungen des Vorstands, BullEU 6-1999, Z I.18.44 u I.64. 

66 Vgl Änderungsvorschläge 344, 346, 347, 351, 353 u 603 von Vertretern des Parlaments und 

nationaler Regierungen und Parlamente aus Großbritannien, den Niederlanden, Österreich, Italien 

und Deutschland; CHARTE 4332/00 vom 25. 5. 2000, eingearbeitet in den Textvorschlag des 

Präsidiums in CHARTE 4360/00 vom 14. 6. 2000. 
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Verpflichteten auf Organe und Einrichtungen der Union67 beziehungsweise auf die 

Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit der Anwendung von Gemeinschaftsrecht68 zum 

Gegenstand hatten. Neben diesen ausweitenden Änderungsvorschlägen wurden nur 

zwei, in den weiteren Beratungen jedoch unberücksichtigt gebliebene, gegenüber der 

ursprünglichen Formulierung des Präsidiums restriktivere Änderungen vorgeschlagen, 

nämlich die gänzliche Streichung des Rechts auf Zugang zu Dokumenten69, sowie die 

Einschränkung auf amtliche Dokumente70. 

Schlussendlich fand lediglich die Ausweitung des Kreises der Berechtigten auch auf 

juristische Personen, jenes der Verpflichteten – in Zusammenschau mit Art 1 Abs 2 EU 

(Art I-46 Abs 3 EV) konsequenterweise – auf Organe, Einrichtungen, Ämter und 

Agenturen der Union sowie die Klarstellung, dass die Art und Weise der Erstellung der 

Dokumente für die Inanspruchnahme des Zugangsrechts irrelevant ist, ihren 

Niederschlag in Art 42 GRC. Die angeregte Beschwerdemöglichkeit im Fall einer 

Ablehnung eines Antrags auf Zugang zu Dokumenten an den Bürgerbeauftragten71 

wurde ebenfalls nicht berücksichtigt. Diese – inhaltlich Art 255 Abs 1 EG (Art I-50 Abs 3 

EV) entsprechende – Formulierung war nicht zuletzt deshalb gewählt worden, weil man 

der Kommission, die zum Zeitpunkt der Beratungen im Konvent aufgrund des Art 255 

                                                      

67 Vgl die in Fn 66 genannten Änderungsvorschläge 344, 346, 347, 351, 353 u 603 sowie 352 des 

Vertreters des deutschen Bundestags; CHARTE 4332/00 vom 25. 5. 2000, eingearbeitet in den 

Textvorschlag des Präsidiums in CHARTE 4360/00 vom 14. 6. 2000. 

68 Vgl Änderungsvorschlag 354 der Vertreter des portugiesischen Parlaments; CHARTE 4332/00 

vom 25. 5. 2000, eingearbeitet in den Textvorschlag des Präsidiums in CHARTE 4360/00 vom 14. 6. 

2000. 

69 Vgl Änderungsvorschlag 343 des deutschen Vertreters im Parlament; CHARTE 4332/00 vom 25. 

5. 2000. 

70 Vgl Änderungsvorschlag 356 des Vertreters des Luxemburger Parlament; siehe in diesem 

Zusammenhang auch den Änderungsvorschlag 346 der Vertreter des Niederländischen 

Parlaments auf Ausweitung des Dokumentenbegriffs durch Ersetzen durch den Begriff 

Informationen; CHARTE 4332/00 vom 25. 5. 2000. 

71 CHARTE 4332/00 vom 25. 5. 2000; vgl zum Europäischen Bürgerbeauftragten ausführlich Sander 

in: Holoubek/Lienbacher (Hrsg), Kommentar zur europäischen Grundrechtscharta, im Erscheinen, 

Art 43. 
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Abs 2 EG einen Vorschlag für eine nähere Ausgestaltung des Zugangsrechts des Vertrags 

durch eine eigene VO72 ausarbeitete, nicht vorgreifen wollte73. 

Tritt der Vertrag über eine Verfassung für Europa in der am 29. Oktober. 2004 in Rom 

unterzeichneten Fassung74 in Kraft, so erfährt das Recht auf Zugang zu Dokumenten als 

Art II-102 EV keine inhaltliche Abweichung von der hier behandelten Fassung. Lediglich 

die Wendung „Einrichtungen, Ämter und Agenturen“ wurde – wie auch im Rahmen des 

Rechts auf gute Verwaltung – durch „Einrichtungen und sonstige Stellen“, „unabhängig 

davon, in welcher Form diese Dokumente erstellt werden“ durch „unabhängig von der 

Form der für dieses Dokument verwendeten Träger“ ersetzt. 

Gegenüber den ersten Entwürfen des Präsidiums75, in denen das Recht auf Zugang zu 

Dokumenten systematisch noch innerhalb der als Freiheiten in Titel II (Art 6 - Art 19 

GRC) geregelten Rechten enthalten war, befindet es sich in der Endfassung nunmehr 

unter den Bürgerrechten in Titel V. 

 

                                                      

72 VO Nr 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den 

Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der 

Kommission (TransparenzVO), ABl 2001 Nr L 145, S 43. 

73 Teile dieser Vorarbeiten zum VO-Entwurf sind dennoch – letztlich unberücksichtigt – in die 

Arbeit des Konvents eingeflossen. So sah der Änderungsvorschlag 349 des Kommissionsvertreters 

vor, von Dokumenten, die sich im Besitz des jeweiligen Organs befinden, zu sprechen (CHARTE 

4332/00 vom 25. 5. 2000). Eine inhaltsgleiche Formulierung enthält die TransparenzVO in Art 2 

Abs 3. 

74 ABl 2004 Nr C 310, S 1. 

75 Va CHARTE 4284/00 vom 5. 5. 2000 u CHARTE 4360/00 vom 14. 6. 2000. 
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3. Rechtsgrundlagen 
 

3.1. Primärrechtliche Grundlagen 
Obwohl sich die vom Recht auf eine gute Verwaltung mitumfasste Pflicht zur 

Begründung jedweder Entscheidung bereits aus den aus den mitgliedstaatlichen 

Rechtsordnungen gewonnenen allgemeinen Rechtsgrundsätzen sowie aus Art 253 EG 

(Art I-37 Abs 2 EV) ergibt, hat der EuGH diese Begründungspflicht bereits relativ früh 

auch als allgemeinen Grundsatz aus den nationalen Rechtsordnungen gewonnen76. Das 

rechtliche Gehör ist als Verteidigungsrecht ebenfalls punktuell im Primärrecht 

verankert77. 

Auch das Recht auf Zugang zu Dokumenten hat – wie das Präsidium des 

Grundrechtskonvents in seinen Erläuterungen zu Art 42 GRC festhält – seine Grundlage 

im Primärrecht in Art 255 Abs 1 erster Satz EG (Art I-50 Abs 3 EV)78. In Bezug auf den 

Umfang dieses Rechts ist durch den Konvent eine Erweiterung des Kreises der 

Berechtigten auf natürliche und juristische Personen, wie auch eine Ausweitung der 

Adressaten auf sämtliche Organe, Einrichtungen, Ämter und Agenturen der Union 

vorgenommen worden. 

Auch aus der Aufgabenbeschreibung des Bürgerbeauftragten lassen sich die Elemente 

einer guten oder ordnungsgemäßen Verwaltung ableiten, lautet doch Art 195 der 

englischen Fassung des EG: „Where the Ombudsman establishes an instance of 

maladministration, he shall refer the matter to the institution concerned …“. Die deutsche 

Fassung des Vertrages geht hierbei nicht so deutlich auf die ordnungsgemäße 

                                                      

76 EuGH verb Rs 43/59, 45/59 u 48/59, Lachmüller, Slg 1960, S 965, S 989; siehe zur 

Begründungspflicht ausführlich Müller-Ibold, Die Begründungspflicht im europäischen 

Gemeinschaftsrecht und im deutschen Recht, 1990, S 113. 

77 ZB Art 36, 46, 58 EGKS. 

78 Vgl aber auch Art 1 Abs 2 EU, siehe dazu oben 2.4.2. 
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beziehungsweise gute Verwaltung ein, da hier im Zusammenhang mit den Kompetenzen 

des Bürgerbeauftragten lediglich von der Feststellung von Missständen die Rede ist79. 

Das ebenfalls in Art 41 GRC enthaltene außervertragliche Schadenersatzrecht hat seine 

Grundlage in Art 288 EG (Art III-337 EV), wenngleich die konkrete Ausgestaltung durch 

die Rechtsprechung erfolgt ist80. Das Recht des Einzelnen, sich in seiner Landessprache an 

die Organe und Einrichtung der Gemeinschaft zu wenden und auch eine Antwort in 

dieser Sprache zu erhalten (Korrespondenzrecht), hat seine Grundlage in Art 21 Satz 3 

EG, der schon bislang ein primärrechtliches Recht auf Kommunikation zwischen den 

Bürgern und den Einrichtungen und Organen der Gemeinschaft in den Vertragssprachen 

gewährleistet hat (Art 314 EG). Entsprechende Rechte sind auch im Verfassungsentwurf 

in Art I-10 Abs 2 lit d und Art III-128 enthalten. Während das Korrespondenzrecht – wie 

auch die „Kernrechte“ des Art 41 GRC – zu den Verfahrensgrundrechten gezählt werden 

kann, stellen die Bestimmungen über die außervertragliche Haftung der 

Gemeinschaftsorgane in Ausübung ihrer Amtstätigkeit eine als logische Konsequenz 

eines Grundrechts auf gute Verwaltung dar. 

Schon bevor durch den Amsterdamer Vertrag der Zugang zu Dokumenten in Art 255 EG 

verankert worden ist, wurde in der Schlussakte des Vertrages von Maastricht die 

Erklärung Nr 17 zum Recht auf Zugang zu Informationen festgehalten81 und Maßnahmen 

gefordert, mit denen die den Organen vorliegenden Informationen der Öffentlichkeit 

                                                      

79 Vgl hierzu auch die französische Fassung: „Dans les cas où le médiateur a constaté un cas de 

mauvaise administration, il saisit l'institution concernée …“; zum Bürgerbeauftragten siehe im 

Detail Sander in: Holoubek/Lienbacher (Hrsg), Kommentar zur europäischen Grundrechtscharta, im 

Erscheinen, Art 43. 

80 ZB EuGH C-257/90, Italsolar, Slg 1990, S I-9, Rn 33; EuG Rs T-514/93, Cobrecaf, Rn 70; EuG Rs T-

54/96, Rubino, Rn 66. 

81 Die Erklärung 17 lautet: „Die Konferenz ist der Auffassung, dass die Transparenz des 

Beschlussverfahrens den demokratischen Charakter der Organe und das Vertrauen der 

Öffentlichkeit in die Verwaltung stärkt. Die Konferenz empfiehlt daher, dass die Kommission dem 

Rat bis spätestens 1993 einen Bericht über Maßnahmen vorlegt, mit denen die den Organen 

vorliegenden Informationen der Öffentlichkeit besser zugänglich gemacht werden sollen.“ 
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besser zugänglich gemacht werden sollen82. In Entsprechung dieses Auftrags wurde der 

Verhaltenskodex für den Zugang der Öffentlichkeit zu Rats- und 

Kommissionsdokumenten erlassen83. Nach dem Muster dieses Kodex folgten inhaltlich 

weitgehend übereinstimmende Selbstbindungsbeschlüsse des Rates84, der Kommission85 

und des Parlaments86 sowie weiterer Gemeinschaftseinrichtungen87 über den Zugang der 

Öffentlichkeit zu Dokumenten. Durch die VO über den Zugang der Öffentlichkeit zu 

Dokumenten (TransparenzVO) und die Sonderbestimmungen der in Art 255 EG 

genannten Organe sind diese Vorschriften abgelöst worden. 

                                                      

82 Diese Forderung wurde auch in den Schlussfolgerungen der Europäischen Räte von Birmingham 

und Edinburgh jeweils bekräftigt; BullEG 10/1992, S 9 bzw BullEG 12/1992, S 7. 

83 ABl 1993 Nr L 340, S 41; siehe dazu im Detail Röger, Ein neuer Informationsanspruch auf 

europäischer Ebene: Der Verhaltenskodex vom 6. Dezemeber 1993 für den Zugang der 

Öffentlichkeit zu Kommissions- und Ratsdokumenten, DVBl 1994, S 1182. 

84 Beschluss des Rates vom 20. 12. 1993 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Ratsdokumenten, 

ABl 1993 L 240, S 43. 

85 Beschluss der Kommission vom 8. 2. 1994 über den Zugang der Öffentlichkeit zu den der 

Kommission vorliegenden Dokumenten, ABl 1994 Nr L, S 58. 

86 Beschluss des Europäischen Parlaments vom 10. 7. 1997 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 

den Dokumenten des Europäischen Parlaments, ABl 1997 Nr L 263, S 27. 

87 Vgl zB Beschluss des Verwaltungsrates der Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- 

und Arbeitsbedingungen vom 21. 11. 1997 über einen Verhaltenskodex für den Zugang der 

Öffentlichkeit zu Dokumenten der Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und 

Arbeitsbedingungen, ABl 1999 Nr L 296, S 25f. Eine entsprechende Übersicht über diese 

Einrichtungen findet sich im Sonderbericht des Europäischen Bürgerbeauftragten an das 

Europäische Parlament im Anschluss an die Initiativuntersuchung betreffend den Zugang der 

Öffentlichkeit zu Dokumenten (616/PUBAC/F/IJH) vom 15. 12. 1997. Der Bericht kann unter 

http://www.euro-ombudsman.eu.int/special/de/default.htm eingesehen werden. 
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Parlament88, Rat89 und Kommission90 haben aufgrund der Regelungen des Art 255 Abs 3 

in den jeweiligen Geschäftsordnungen Sonderbestimmungen hinsichtlich des Zugangs zu 

den jeweiligen Dokumenten festgelegt, die zwar – wie auch die TransparenzVO – nicht 

vor Abschluss der Arbeiten des Konvents erlassen worden sind, im weitesten Sinne aber 

auch als Vorgaben bezeichnet werden können. Neben den Bestimmungen des Art 41 Abs 

2 2. Spiegelstrich GRC (Recht auf Akteneinsicht), der eine besondere Ausprägung des 

Rechts auf Zugang zu Dokumenten für von einem Verfahren vor den Behörden und 

Einrichtungen der Union Betroffene darstellt, kann schlussendlich auch aus der loyalen 

Zusammenarbeit, die in Art 10 EG (Art I-5 EV) geregelt ist, eine gewisse allgemeine 

Pflicht der Organe der Gemeinschaft an die Mitgliedstaaten abgeleitet werden91. 

 

3.2. Sekundärrechtliche Grundlagen 
Obwohl das Recht auf eine gute Verwaltung im Wesentlichen durch die Judikatur der 

Gemeinschaftsgerichte entwickelt und im Rahmen der Konventsarbeiten lediglich 

zusammengefasst wurde, finden sich zu den Inhalten des Art 41 GRC im Primärrecht nur 

vereinzelte Anhaltspunkte. Für einzelne Aspekte lassen sich jedoch im Sekundärrecht 

entsprechende Grundlagen finden. So ergibt sich beispielsweise der Grundsatz des 

rechtlichen Gehörs für das Verfahren in Wettbewerbssachen aus der entsprechenden 

Verfahrensverordnung92. 

                                                      

88 Beschluss des Präsidiums über den Zugang der Öffentlichkeit zu den Dokumenten des 

Europäischen Parlaments, ABl 2001 Nr C 374, S 1; Beschluss des Europäischen Parlaments zur 

Anpassung der Geschäftsordnung des Parlaments an die Verordnung (EG) Nr 1049/2001 des 

Europäischen Parlaments und des Rats über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des 

Europäischen Parlaments, des Rats und der Kommission, ABl 2002 Nr C 140, S 120. 

89 Beschluss des Rates vom 29. 11. 2001 zur Änderung der Geschäftsordnung des Rates, ABl 2001 

Nr L 313, S 40. 

90 Beschluss der Kommission vom 5. 12. 2001 zur Änderung ihrer Geschäftsordnung, ABl 2001 Nr L 

345, S 94. 

91 Vgl dazu insb EuGH Rs 2/88, Zwartveld, Slg 1990, S I-3365, Rn 22. 

92 ZB Art 27 Abs 1 Verordnung Nr. 1/2003 des Rates vom 16. 12. 2002 zur Durchführung der in den 

Artikeln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten Wettbewerbsregeln. 
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In Bezug auf das Zugangsrecht zu Dokumenten ist jedenfalls die auf Grundlage des Art 

255 Abs 2 erlassene TransparenzVO zu erwähnen, die zwar zum Zeitpunkt der Arbeit des 

Konvents noch nicht erlassen war, aber aufgrund zeitgleich erfolgter 

Vorbereitungsarbeiten der Kommission durchaus eine beeinflussende Rolle bei der 

Ausgestaltung des Art 42 GRC gespielt hat93. 

Ebenfalls als Grundlage im weiteren Sinn können die Richtlinie über den freien Zugang 

zu Informationen über die Umwelt94 beziehungsweise in diesem Zusammenhang auch die 

Aarhuskonvention95 bezeichnet werden. 

Neben der TransparenzVO enthält auch die VO Nr 1 des Rates vom 15. April 1958 zur 

Regelung der Sprachenfrage96 Vorschriften, die als Rechtsquelle für das Recht auf gute 

Verwaltung angesehen werden können. Nach dieser VO können die an die Organe der 

Gemeinschaft gerichteten Schriftstücke einer Person, die der Hoheitsgewalt eines 

Mitgliedstaates untersteht, nach freier Wahl in einer der Amtssprachen97 verfasst sein und 

müssen auch in dieser Sprache beantwortet werden (Art 2 der VO). 

 

                                                      

93 Vgl Erwägungsgrund 2 der VO, der ausdrücklich auf die „Transparenz, die zur Stärkung der 

Grundsätze der Demokratie und der Achtung der Grundrechte, wie sie […] in der Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union verankert sind“, Bezug nimmt. 

94 Richtlinie 90/313 des Rates vom 7. 6. 1990 über den freien Zugang zu Informationen über die 

Umwelt, ABl 1990 Nr L 158, S 56; aufgehoben und ersetzt durch RL 2003/4, ABl 2003 Nr L 41, S 26. 

95 Übereinkommen über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an 

Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten; online 

abrufbar unter http://www.aarhus-konvention.de/dokumente/docs/aarhus.pdf. 

96 ABl 1958 Nr L 17, S 385. 

97 Unter den Amtssprachen sind nach Art 1 der VO sämtliche Sprachen der Mitgliedstaaten außer 

Luxemburgisch und Irisch zu verstehen. Demgegenüber sind unter den Vertragssprachen 

sämtliche Sprachen der Mitgliedstaaten außer Luxemburgisch zu verstehen (Art 314 EG), der 

Verfassungsentwurf sieht diesbezüglich nur mehr die Ausnahme von Luxemburgerisch vor  

(Art IV-448 Abs 1 EV). Im Rahmen der Gerichtsbarkeit sind sämtliche Sprachen der 

Mitgliedstaaten außer Luxemburgisch Verfahrenssprachen (Art 29 VerfO EuGH, Art 35 VerfO 

EuG). 
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3.3. Weitere Rechtsgrundlagen 
Nicht unmittelbar als Rechtsquelle, aber durchwegs als Vorbild kann das „Weißbuch 

Europäisches Regieren“ bezeichnet werden, welches – wie oben unter 2.2.1. dargelegt) die 

Grundprinzipien der Offenheit, Partizipation, Verantwortlichkeit, Effektivität und 

Kohärenz als Stützen der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit nennt. 

Auf Grundlage dieses Weißbuchs ist der „Kodex für eine gute Verwaltungspraxis“98 

entstanden, der die Bediensteten der Kommission, auf die das Beamtenstatut der 

Gemeinschaften anwendbar ist, bindet und auch entsprechende 

Beschwerdemöglichkeiten über den Dienstweg oder an den Europäischen 

Bürgerbeauftragten vorsieht. Parallel dazu existiert ein vom Europäischen 

Bürgerbeauftragten erarbeiteter „Europäischer Kodex für eine gute Verwaltungspraxis“99. 

In einer Entschließung vom 06. September 2001100 hat das Europäische Parlament 

empfohlen, den Inhalt dieses Kodex in eine für sämtliche gemeinschaftlichen Organe 

verbindliche Verordnung nach Art 308 EG aufzunehmen101. 

Während die Kommission in ihrem Weißbuch zwar konkrete Aktionspunkte, die 

allerdings nur die Kommission selbst betroffen haben (zB Erstellung von Studien, 

Erarbeitung von Vorschlägen für Rechtsakte) vorsah, enthalten die beiden Kodizes auch 

über die in Art 41 Abs 2 GRC genannten Rechte hinausgehende Verpflichtungen 

beziehungsweise Empfehlungen, die für die Auslegung von Bedeutung sind. 

Vereinzelt bestehen in den Verfassungen der Mitgliedstaaten mehr oder weniger 

ausgeprägte allgemeine Bestimmungen über eine gute Verwaltungsführung, so zum 

Beispiel in Art 97 der italienischen Verfassung beziehungsweise Art 103 der spanischen 

                                                      

98 ABl 2000 Nr L 267, S 63. 

99 Veröffentlichung als Folder des Amts für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Union, 

online verfügbar unter http://www.euro-ombudsman.eu.int/code/pdf/de/code_de.pdf (im 

Folgenden als Europäischer Kodex zitiert). 

100 ABl 2002 Nr C 72, S 331. 

101 Siehe auch die Übersicht der Einrichtungen der Gemeinschaft, die den Entwurf des 

Bürgerbeauftragten übernommen haben in Soria, Die Kodizes für eine gute Verwaltungspraxis, 

EuR 2001, S 684. 
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Verfassung102, die deutlich über allgemeine Floskeln hinausgehend den Behörden der 

Staaten zumindest Pflichten auferlegen. Darüber hinaus sei hier noch Art 6 EMRK 

erwähnt, der –für alle Mitgliedstaaten – gewisse Verfahrensgarantien, die teilweise auch 

auf das Verwaltungsverfahren anzuwenden sind, vorsieht. Auch finden sich in vielen 

einfachgesetzlichen Regelungen in den Mitgliedstaaten mit dem Recht auf gute 

Verwaltung inhaltgleiche Vorschriften, wie auch zum Beispiel im österreichischen AVG. 

All diese in den einzelnen Mitgliedstaaten vorgesehenen Regelungen sind auch vom 

EuGH bei der Entwicklung der Verfahrensgrundsätze als allgemeine aus den 

gemeinsamen Rechtstraditionen der Mitgliedstaaten abgeleitete Rechtsgrundsätze 

herangezogen worden. 

 

4. Das Recht auf eine gute Verwaltung 
nach Art 41 GRC 

 

4.1. Inhalt – Überblick 
Unter der Überschrift „Recht auf eine gute Verwaltung“ regelt Art II-101 EV: 

„(1) Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Angelegenheiten von den Organen und 

Einrichtungen der Union unparteiisch, gerecht und innerhalb einer angemessenen Frist 

behandelt werden. 

(2) Dieses Recht umfasst insbesondere das Recht einer jeden Person, gehört zu werden, 

bevor ihr gegenüber eine für sie nachteilige, individuelle Maßnahme getroffen wird, das 

Recht einer jeden Person auf Zugang zu den sie betreffenden Akten unter Wahrung des 

legitimen Interesses der Vertraulichkeit und des Berufs- und Geschäftsgeheimnisses, die 

Verpflichtung der Verwaltung, ihre Entscheidungen zu begründen. 

(3) Jede Person hat Anspruch darauf, dass die Gemeinschaft den durch ihre Organe oder 

Bediensteten in Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursachten Schaden nach den 

                                                      

102 Siehe dazu Bullinger, Das Recht auf eine gute Verwaltung nach der Grundrechtscharta der EU, S 

26f in: Eberle/Ibler/Lorenz (Hrsg), FS für Winfried Brohm, München 2002, S 25. 
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allgemeinen Rechtsgrundsätzen ersetzt, die den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten 

gemeinsam sind. 

(4) Jede Person kann sich in einer der Sprachen der Verträge an die Organe der Union 

wenden und muss eine Antwort in derselben Sprache erhalten.“ 

Während der erste Absatz noch einer programmatischen Ansage entspricht, werden in 

einem weiteren Absatz einige Verfahrensgarantien beispielhaft aufgezählt. In Ergänzung 

zum Recht auf Akteneinsicht enthält Art 45 GRC unter der Überschrift „Zugang zu 

Dokumenten“ ein Recht aller Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie jeder 

natürlichen oder juristischen Person mit Wohnsitz oder satzungsmäßigem Sitz in einem 

Mitgliedstaat auf Zugang zu den Dokumenten der Organe, Einrichtungen, Ämter und 

Agenturen der Union, unabhängig davon, in welcher Form diese Dokumente erstellt 

werden103. Dieses Recht ist losgelöst von einem konkreten Verfahren zu verstehen (zu den 

Unterschieden im einzelnen siehe unten 4.4.2.c.). Die von Art 41 GRC erfassten Verfahren 

sind – in Abgrenzung zu gerichtlichen Verfahren – Verwaltungsverfahren in einem 

weitestmöglichen und damit über das österreichische Verständnis hinausgehenden Sinn; 

nicht unter Verwaltungsverfahren fallen lediglich gerichtliche Verfahren, für die die 

EMRK und auch die Art 47ff GRC ebenfalls grundrechtliche Rahmenbedingungen auf 

europäischer Ebene setzen104. 

In Art 41 Abs 3 GRC ist der Anspruch eines jeden Menschen, dass die Union den durch 

ihre Organe oder Bediensteten in Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursachten Schaden 

ersetzt, enthalten. Dieser Schadenersatz soll nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, die 

den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind, geleistet werden. Der letzte 

Absatz enthält das Korrespondenzrecht, dass sich jeder Mensch in einer der Sprachen der 

Verfassung an die Organe der Union wenden kann und eine Antwort in derselben 

Sprache erhalten muss. Entsprechende Verweise, woraus sich diese Rechte ableiten 

                                                      

103 Zu Inhalt und Erläuterungen des Art 42 GRC siehe unten 4.4.2.b. 

104 Siehe dazu ausführlich N Raschauer/Sander in: Holoubek/Lienbacher (Hrsg), Kommentar zur 

europäischen Grundrechtscharta, im Erscheinen, Art 47; N Raschauer in: Holoubek/Lienbacher (Hrsg), 

Kommentar zur europäischen Grundrechtscharta, im Erscheinen, Art 48-50. 
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beziehungsweise auf welche Judikate sie zurückzuführen sind, enthalten die 

Erläuterungen des Präsidiums des Grundrechtskonvents105. 

Bei der Untersuchung des Rechts auf eine gute Verwaltung nach der Grundrechtscharta 

muss jedenfalls beachtet werden, dass das Recht auf eine gute Verwaltung, wie es nun in 

Art 41 GRC enthalten ist, inhaltlich zwar vom EuGH aus den gemeinsamen 

Verfassungstraditionen der Mitgliedstaaten gewonnen worden ist, der Gerichtshof jedoch 

– mit einer einzigen Ausnahme in einem Beschluss des Präsidenten106 – dieses Recht in der 

kodifizierten Fassung des Art 41 GRC im Gegensatz zum EuG107 beziehungsweise den 

Generalanwälten bewusst nicht zur Interpretation heranzieht. Dies vor allem deshalb, 

                                                      

105 Erläuterungen zu Art II-101 EV (zum Zeitpunkt der Konventsarbeiten Art 41 der 

Grundrechtscharta): Artikel 41 ist auf das Bestehen der Union als eine Rechtsgemeinschaft gestützt, deren 

charakteristische Merkmale sich durch die Rechtsprechung entwickelt haben, die unter anderem eine gute 

Verwaltung als allgemeinen Rechtsgrundsatz festgeschrieben hat (siehe u.a. das Urteil des Gerichtshofs vom 

31. März 1992 (Rechtssache C-255/90 P, Burban, Slg. 1992, S. I-2253) sowie die Urteile des Gerichts erster 

Instanz vom 18. September 1995 (Rechtssache T-167/94, Nölle, Slg. 1995, S. II-2589) und vom 9. Juli 1999 

(Rechtssache T-231/97, New Europe Consulting und andere, Slg. 1999, S. II-2403). 

Dieses Recht in der in den ersten beiden Absätzen dargestellten Form ergibt sich aus der Rechtsprechung 

(Urteile des Gerichtshofs vom 15. Oktober 1987 (Rechtssache 222/86, Heylens, Slg. 1987, S. 4097, Randnr. 

15), vom 18. Oktober 1989 (Rechtssache 374/87, Orkem, Slg. 1989, S. 3283) und vom 21. November 1991 

(Rechtssache C-269/90, TU München, Slg. 1991, S. I-5469) sowie die Urteile des Gerichts erster Instanz 

vom 6. Dezember 1994 (T-450/93, Lisrestal, Slg. 1994, II-1177) und vom 18. September 1995 (Rechtssache 

T-167/94, Nölle, Slg. 1995, S. II- 258)) und – bezüglich der Pflicht zur Begründung – aus Artikel 253 EGV, 

der nun durch Artikel [37 Absatz 2] der Verfassung ersetzt wird, siehe ferner die Rechtsgrundlage in. 

Artikel [III-304] der Verfassung für die Annahme gesetzlicher Bestimmungen im Interesse einer offenen, 

effizienten und unabhängigen europäischen Verwaltung. 

In Absatz 3 ist das nunmehr durch Artikel [III-337] der Verfassung garantierte Recht aufgeführt. 

In Absatz 4 ist das nunmehr durch Artikel [8 vierter Gedankenstrich und Artikel III-12] der Verfassung 

garantierte Recht aufgeführt. Nach Artikel 52 Absatz 2 finden diese Rechte im Rahmen der in Teil III der 

Verfassung festgelegten Bedingungen und Grenzen Anwendung. Das Recht auf einen wirksamen 

Rechtsbehelf, das hierbei eine wichtige Rolle spielt, wird durch Artikel 47 der Charta gewährleistet. 

106 Beschluss des Präsidenten vom 18. Oktober 2002 in der Rs 232/02, Technische Glaswerke Illmenau, 

Slg 2002, S I-8977, Rn 85. 

107 ZB Rs EuG T-54/99, max.mobil, Slg 2002, S II-313, Rn 48. 
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weil ja die Grundrechtscharta erst dann verbindliche Wirkung entfaltet, wenn entweder 

die Verfassung für Europa in Kraft tritt, oder die Charta als solches unabhängig von der 

Verfassung in Kraft gesetzt wird. 

 

4.2. Gute Verwaltung als Jedermannsrecht – Das 
Spannungsverhältnis zum Dokumentenzugang 

 

4.2.1. Der Kreis der Berechtigten 
Trotzdem es im Grundrechtskonvent zum Teil heftige Diskussionen gab108, umfasst der 

Kreis der durch das Recht auf eine gute Verwaltung berechtigten Personen nicht nur 

Unionsbürger, sondern jede Person, die eine Tätigkeit einer Einrichtung109 oder eines 

Organs der Union in Anspruch nimmt. Dies gilt gleichermaßen für natürliche wie auch 

für juristische Personen, wenngleich das Recht für juristische Personen jeweils durch 

vertretungsbefugte natürliche Personen ausgeübt werden muss. Die weite Fassung des 

persönlichen Anwendungsbereichs über Unionsbürger hinaus auf jede Person ist meines 

Erachtens trotz der Kritik und des Widerstands im Zuge der Konventsarbeiten durchaus 

konsequent, da Art 41 GRC als Sammlung von in der Judikatur und den Verträgen bereits 

bestehenden Verfahrensgrundrechten konzipiert ist, wodurch eine Einschränkung 

ausschließlich auf Unionsbürger bereits durch den Charakter des Grundrechts selbst 

ausgeschlossen sein muss: Eine solche Differenzierung kann alleine deshalb schon nicht 

vorgenommen werden, weil der Kreis der an Verfahren Beteiligten nicht auf 

Unionsbürger beschränkbar ist110. Denkt man beispielsweise an Verfahren in 

Wettbewerbssachen, so wird das Gemeinschaftsrecht aufgrund des 

Terretorialitätsprinzips auch auf Unternehmen angewandt, deren Muttergesellschaft 

keinen Sitz in der Union besitzt und die möglicherweise auch durch Tochterunternehmen 

                                                      

108 Siehe auch oben Entstehungsgeschichte und im Detail Bernsdoff/Borowsky, Protokolle, S 203f. 

109 Für das Recht auf Schadenersatz und die Ausweitung des Anwendungsbereichs des Art 288 EG 

(Art III-337 des Verfassungsentwurfs) auch auf sonstige Einrichtungen vgl EuGH Rs C-370/89, 

SGEEM u Etroy, Slg 1992, S I-6211, Rn 13ff. 

110 Pernice, Eine Grundrechte-Charta für die Europäische Union, DVBl 2000, S 856. 
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nicht innerhalb der EU vertreten sind. Würde man nun das Recht auf eine gute 

Verwaltung auf Unionsbürger beschränken, so kämen die Verfahrensgrundrechte des Art 

41 GRC in einer solchen Konstellation nicht zur Anwendung. Auch der Gerichtshof hat 

eine entsprechende Einschränkung in seiner einschlägigen Judikatur niemals 

vorgenommen oder diesen Aspekt auch nur thematisiert111

Aufgrund der Entwicklung und inhaltlichen Ausgestaltung der in Art 41 GRC 

enthaltenen Verfahrensgrundrechte durch den EuGH ist jedoch eine Einschränkung 

beachtlich: Um durch Verfahrensrechte berechtigt zu sein, muss sich die Person in einem 

Verfahren befinden, also durch eine mögliche Entscheidung individuell und unmittelbar 

betroffen sein (können). Zum Kreis der Berechtigten zählen jedoch nicht ausschließlich die 

Adressaten einer (späteren) Entscheidung, sondern unter Umständen auch Dritte, sofern 

diese ein hinreichendes Interesse nachweisen können112. 

Untersucht man das Recht auf Zugang zu Dokumenten nach Art 42 GRC, so stellt man 

fest, dass nach dem Wortlaut sämtliche Unionsbürgerinnen und Unionsbürger113 sowie 

alle natürlichen und juristischen Personen mit Wohnsitz oder Satzungssitz innerhalb der 

Union das Recht auf Zugang zu Dokumenten besitzen 114. Der Kreis der Berechtigten ist 

                                                      

111 Vgl dazu die oben unter 2.3. angeführten Urteile. 

112 Vgl zB Art 27 Abs 3 2. Satz Verordnung Nr. 1/2003 des Rates vom 16. 12. 2002 zur 

Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten Wettbewerbsregeln, 

wonach dem Antrag natürlicher oder juristischer Personen, angehört zu werden, stattzugeben ist, 

wenn sie ein ausreichendes Interesse nachweisen. In Hinblick auf eine restriktivere Anwendung 

der Verfahrensrechte im Rahmen des Wettbewerbsverfahrens ist festzustellen, dass in Art 19 der 

alten Verfahrensverordnung Nr. 17/62 gegenüber der Neufassung die Glaubhaftmachung des 

Interesses ausgereicht hat. 

113 Zur Unionsbürgerschaft mwN Kluth in: Calliess/Ruffert (Hrsg), Kommentar zum EU-Vertrag und 

EG-Vertrag, 2. Auflage 2002, Art 17, Rn 8. 

114 Zur Besonderheit des Wettbewerbsverfahrens als einziges Verwaltungsverfahren mit 

Ermittlungsbefugnissen der Kommission im Zusammenhang mit dem Akteneinsichtsrecht nach 

Art 41 GRC bzw dem Dokumentenzugangsrecht des Art 42 GRC vgl Johannes P. Willheim/Jörg 

Kammerer, Zugang zu den Akten aus EG-Kartellverfahren – Haben 

Verbraucherschutzorganisationen ein Recht auf Einsicht in die Akten abgeschlossener EG-

Kartellverfahren?, ecolex 2002, S 569ff. 
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insoweit ident mit dem nach Art 43 (Recht auf Anrufung des Bürgerbeauftragten) und Art 

44 GRC (Petitionsrecht), weicht allerdings vom persönlichen Anwendungsbereich des 

Rechts auf eine gute Verwaltung ab. 

Trotzdem müssen diese beiden Rechte gemeinsam betrachtet werden. Die 

Verfahrensgrundrechte des Art 41 GRC stehen jeder Person, die Verfahrenshandlungen 

vor Behörden und Einrichtungen der EU setzt oder von solchen berührt wird, zu. Sofern 

der Zugang zu Dokumenten im Zusammenhang mit einem (Verwaltungs-)Verfahren iSd 

Art 41 GRC zur Wahrung der dort festgeschriebenen Rechte, insbesondere des Rechts auf 

Akteneinsicht, erforderlich ist, ist der Kreis der Berechtigten gegenüber einer vom 

Verfahren unabhängigen Betrachtung nach Art 41 GRC auch auf diese auszuweiten. Dies 

selbst dann, wenn es sich um keine Unionsbürger oder sonstige natürliche und juristische 

Personen mit Wohn- oder Satzungssitz innerhalb der EU handelt. Auch die 

TransparenzVO sieht eine solche Ausweitung der Zugangsberechtigung in Art 2 Abs 2 

vor. 

Dies muss meines Erachtens auch gelten, wenn der beabsichtigte Zugang zu Dokumenten 

eine reine Vorbereitungshandlung für eine damit in Zusammenhang stehende zukünftige 

Verfahrenshandlung darstellt, da ja dann auch die Anwendung des Rechts auf eine gute 

Verwaltung auf eine zukünftige erwartete Entscheidung abzielt. Beachtet werden muss in 

einem solchen Fall jedoch immer die von Art 41 GRC und der Rechtsprechung geforderte 

individuelle und unmittelbare Betroffenheit, was in der Praxis in einem solchen 

„Verfahrensstadium“ ein Beweisproblem sein dürfte. Analog muss der persönliche 

Anwendungsbereich auch auf dritte Nicht-Unionsbürger beziehungsweise nicht in der 

Union ansässige Personen ausgeweitet werden, wenn diese im Zusammenhang mit einem 

Verfahren oder einem zu erwartenden zukünftigen Verfahren ein hinreichendes Interesse 

nachweisen können, was aber in der Praxis ebenso ein Beweisproblem sein dürfte. 

Ungeachtet dieser Beweisproblematik ist, nachdem es sich um eine Berechtigung durch 

ein Grundrecht handelt, sowie unter Bedachtnahme auf den Schutzzweck der 

Einräumung von Verteidigungsrechten, meines Erachtens ein weites Verständnis 

betreffend den Kreis der Berechtigten geboten. 
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4.2.2. Der Kreis der Verpflichteten 
So wie der Kreis der durch Art 41 GRC berechtigten Personen denkbar weit gefasst ist, 

verpflichtet das Recht auf eine gute Verwaltung alle Einrichtungen und Organe der 

Union, somit also die gesamte europäische Verwaltung115. Nach den allgemeinen 

horizontalen Bestimmungen des Art 51 GRC, gelten die Grundrechte der Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union für die Organe, Einrichtungen und sonstigen 

Stellen der Union unter Wahrung des Subsidiaritätsprinzips, für die Mitgliedstaaten 

jedoch ausschließlich bei der Durchführung des Rechts der Union. Nach dieser 

Bestimmung wäre der indirekte Vollzug des Unionsrechts durch die Behörden der 

Mitgliedstaaten ebenfalls von den Garantien des Rechts auf eine gute Verwaltung 

umfasst, wenngleich die Mitgliedstaaten in Art 41 GRC nicht ausdrücklich erwähnt sind. 

Da trotz Diskussionen im Konvent (siehe oben 2.4.1.), ob auch der indirekte Vollzug des 

Gemeinschaftsrechts durch mitgliedstaatliche Behörden unter Art 41 GRC fallen sollte, 

keine Änderung des Wortlautes und (explizite) Aufnahme der mitgliedstaatlichen 

Vollzugsbehörden in den Kreis der verpflichteten Organe und Einrichtungen erfolgt ist, 

ist meines Erachtens der Schluss zulässig, dass die Mitgliedstaaten nicht direkt an die in 

Art 41 GRC verbrieften Grundsätze gebunden sind, auch nicht bei der Durchführung des 

Rechts der Union116. Dies auch deshalb, weil zwar ein gewisses Mindestschutzniveau 

(nämlich das der EMRK) nicht unterschritten werden darf, aber auch durch Interpretation 

nicht überschritten werden muss. In diesem Zusammenhang ist jedoch beachtlich, dass 

sich die im Primärrecht als allgemeine Rechtsgrundsätze enthaltenen Garantien 

weitestgehend mit den in Art 41 GRC verbrieften Rechten decken. Dies gilt auch für die 

vom EuGH entwickelten Verfahrensgrundsätze, die die Grundlage für das Recht auf gute 

Verwaltung bilden und für die inhaltliche Konkretisierung heranzuziehen sind und vor 

allem auch für die Behörden der Mitgliedstaaten beachtlich sind117, wodurch auch die 

                                                      

115 Vgl im Gegensatz dazu Art 43 GRC, der nicht von der Union, sondern lediglich von der 

Gemeinschaft spricht; siehe Sander in: Holoubek/Lienbacher (Hrsg), Kommentar zur europäischen 

Grundrechtscharta, im Erscheinen, Art 43, Rn 11f. 

116 AA Lais, Das Recht auf eine gute Verwaltung unter besonderer Berücksichtigung der 

Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs, ZEuS 2002, S 457. 

117 CHARTE 4470/00 vom 11. 10. 2000. 
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Durchführung des Rechts der Union durch mitgliedstaatliche Behörden faktisch den 

Verpflichtungen des Art 41 GRC unterliegt. 

Sowohl der Begriff „Organe“, als auch die Bezeichnungen „Einrichtungen“, „Ämter“ und 

„Agenturen“ sind in einem weiten Sinn zu verstehen. Zu den Organen zählen jedenfalls 

die als Bestandteile des institutionellen Rahmens in Art 5 EU beziehungsweise Art 7 EG 

genannten (Art I-19 EV) Organe Parlament, Europäischer Rat, (Minister-)Rat, 

Kommission, und Gerichtshof. Unter Einrichtungen, Ämter und Agenturen sind 

sämtliche Instanzen zu verstehen, die auf Grundlage des primären oder sekundären 

Gemeinschaftsrechts geschaffen worden sind, wie zum Beispiel das Europäische 

Markenamt118. 

Auch in Hinblick auf den Kreis der Verpflichteten gibt es bei einem Vergleich des Rechts 

auf eine gute Verwaltung mit dem Recht auf Zugang zu Dokumenten Abweichungen: 

Nach dem Wortlaut des Art 255 EG sind lediglich das Parlament, der Rat und die 

Kommission verpflichtet, einen Zugang zu ihren Dokumenten zu gewähren. Auch die 

von diesen drei Organen geschaffenen Einrichtungen wie beispielsweise Arbeitsgruppen 

oder Ausschüsse dürfen durch keinerlei Geheimhaltungspflichten den 

Informationszugang der TransparenzVO einschränken119. Über den Anwendungsbereich 

dieses Rechts nach dem Verfassungsentwurf hinaus sieht die TransparenzVO in 

Erwägungsgrund 8 vor, dass alle von den Organen geschaffenen Einrichtungen120 die in 

der Verordnung festgelegten Grundsätze beachten, um so eine vollständige Anwendung 

auf alle Tätigkeiten der Union zu gewährleisten. Dies stimmt auch mit dem alle Organe 

und Einrichtungen umfassenden Anspruch des Art 1 Abs 2 EU (Art I-46 Abs 3 EV) 

überein, wonach Entscheidungen der EU möglichst offen und bürgernah zu treffen sind. 

Vor diesem Hintergrund liegt eine entsprechend weite Auslegung des Kreises der durch 

das Recht auf Zugang zu Dokumenten verpflichteten wie es ja vom Wortlaut bereits 

                                                      

118 Vgl auch Art 286 Abs 1 EG (Art I-51 EV). 

119 So auch EuG Rs T-188/97, Rothmans, Slg 1999, S II-2463, Rn 56ff; EuG Rs T-111/00, BAT, Slg 

2001, S II-2997, Rn 37. 

120 Eine entsprechende Übersicht über diese Einrichtungen findet sich im Sonderbericht des 

Europäischen Bürgerbeauftragten (Fn 86). 
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indiziert wird121. Eine solche Auslegung ist trotz der Bestimmungen des Art 52 GRC 

meines Erachtens vor allem im Zusammenhang mit den Verfahrensgrundrechten des Art 

41 GRC systematisch geboten. 

 

4.3. „Allgemeine Verfahrensgrundrechte“ 
Art 41 GRC besteht aus vier Absätzen, wobei die eigentlichen Verfahrensgrundrechte in 

den ersten beiden enthalten sind. Während im ersten Absatz das grundsätzliche Recht 

eines jeden Menschen, dass seine Angelegenheiten von den Organen, Einrichtungen, 

Ämtern und Agenturen der Union unparteiisch, gerecht und innerhalb einer 

angemessenen Frist behandelt werden, enthalten ist, finden sich im zweiten Absatz 

auszugsweise „besondere Verfahrensrechte“. 

 

4.3.1. Der Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung – 
Beziehung zur Verwaltung122 

 

Im Wesentlichen fasst Art 41 Abs 2 GRC die Grundsätze der Rechtsicherheit, 

Gleichbehandlung und der ordnungsgemäßen Verwaltung beziehungsweise guten 

Verwaltungsführung zusammen, wie sie von der Rechtsprechung entwickelt worden 

sind123. Diese vom EuGH aus den Verfassungen der Mitgliedstaaten gewonnenen 

Grundsätze werden als umfassendes Recht auf eine gute Verwaltung erstmals im 

Primärrecht verankert, wobei sich bereits bisher einige Anhaltspunkte in den Verträgen 

finden ließen, die jedoch weder als Verpflichtung für die Organe und Einrichtungen der 

Gemeinschaft, noch als Rechte einzelner ausgestaltet waren. So definiert Art 195 EG (Art 

                                                      

121 So auch Wegener in: Calliess/Ruffert (Hrsg), Kommentar zum EU-Vertrag und EG-Vertrag, 2. 

Auflage 2002, Art 255, Rn 9, der sich unter anderem auf das allgemeine Gebot möglichst offener 

Entscheidungsfindung in Art 1 Abs 2 EG stützt. 

122 Vgl auch die ursprüngliche Überschrift „Beziehung zur Verwaltung“ in CHARTE 4170/00 vom 

20. 3. 2000. 

123 Siehe dazu die Nachweise oben Rn 2.3. 
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I-49 EV) die Aufgabe des Bürgerbeauftragten, Missstände124 in der europäischen 

Verwaltung anhand verschiedenster Kriterien zu untersuchen beziehungsweise 

festzustellen. Zu diesen Kriterien zählen Versäumnisse, Machtmissbrauch, Fahrlässigkeit 

und vermeidbare Verzögerungen in der Tätigkeit der Einrichtungen und Organe der 

Gemeinschaft125, wobei Art 195 EG (Art I-49 EV) beziehungsweise das entsprechende 

Recht im Rahmen der Grundrechtscharta in Art 43 GRC nur jedes Tun oder Unterlassen 

der Gemeinschaftsorgane und -einrichtungen erfasst, sofern es sich um den Bereich der 

Verwaltung handelt126. Deutlich abzugrenzen ist diese Untersuchungskompetenz vom 

Bereich der Gerichtsbarkeit, die ausdrücklich ausgenommen ist127, und vom Bereich der 

Gesetzgebung (einschließlich der Prüfung der Opportunität der verschiedenen Rechtsakte 

der Gemeinschaft) und der politischen Tätigkeit der Mitglieder des Parlaments, die nach 

                                                      

124 Nach einer Definition des Grundbegriffs des Missstandes durch den Bürgerbeauftragten 

Söderman im Jahresbericht 1997 ergibt sich ein Missstand, wenn eine öffentliche Einrichtung nicht 

im Einklang mit für sie verbindlichen Regeln oder Grundsätzen handelt. Jedenfalls ergibt sich 

somit ein Missstand, wenn die Organe und Einrichtungen nicht in Übereinstimmung mit den 

Verträgen handeln, oder wenn sie die von der Rechtsprechung entwickelten Rechtsgrundsätze – 

insb den Grundsatz der ordnungsgemäßen Verwaltung – nicht beachten. 

125 Kluth in: Calliess/Ruffert (Hrsg), Kommentar zum EU-Vertrag und EG-Vertrag, 2. Auflage 2002, 

Art 195, Rn 7; zum Bürgerbeauftragten siehe ausführlich Sander in: Holoubek/Lienbacher (Hrsg), 

Kommentar zur europäischen Grundrechtscharta, im Erscheinen, Art 43. 

126 Erhard, Der Europäische Bürgerbeauftragte – ausgewählte Rechtsfragen, JRP 1997, S 278, der 

auch auf die anderen Sprachfassungen des EG abstellt, in denen von „instances of 

maladministration in the activities“ in der englischen bzw „cas de mauvaise administration dans 

l’action“ in der französischen Fassung die Rede ist; vgl auch bereits den Jahresbericht des 

Bürgerbeauftragten 1995, P I.3.2., in dem folgende Missstände beispielhaft aufgezählt sind: 

Unregelmäßigkeiten in der Verwaltung, Versäumnisse in der Verwaltung, Machtmißbrauch, 

Fahrlässigkeit, rechtswidrige Verfahren, Unfairness, Fehler und Inkompetenz, 

Ungleichbehandlung, verhinderbare Verzögerungen, fehlende Information oder zurückgewiesene 

Informationsersuchen. 

127 Siehe auch Art 195 Abs 1 EG und Art 2 Abs 1 und Abs 7 Statut. 
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Ansicht des Bürgerbeauftragten ebenfalls von seiner Untersuchungskompetenz 

ausgenommen sind128. 

Dieser allgemeine Grundsatz einer guten Verwaltung entspricht also in etwa dem 

Zustand, der durch den Bürgerbeauftragten überwacht und sichergestellt werden soll 

und verpflichtet die Einrichtungen und Organe der Gemeinschaft die ihnen 

zukommenden Pflichten und Gebote sowohl im Innenverhältnis, als auch in deren 

Außenwirkung den Bürgern gegenüber einzuhalten (Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der 

Verwaltung129)130. Festzuhalten ist hierbei, dass dieser aus den Verfassungstraditionen der 

Mitgliedstaaten gewonnene Grundsatz, dass sich die Verwaltungsbehörden an Gesetze zu 

halten haben, auch unabhängig von Art 41 GRC gilt und nur einen (wesentlichen) Aspekt 

des Grundrechts auf eine gute Verwaltung, wie es nunmehr in der Grundrechtscharta 

festgeschrieben ist, bildet. Gegenüber dem von der Judikatur entwickelten Grundsatz der 

Gesetzmäßigkeit ist das Grundrecht des Art 41 GRC enger gefasst, da es lediglich die 

Außenwirkungen von Verwaltungshandeln regelt, also keine Verfahrenshandlungen der 

Organe und Einrichtungen, die nach außen nicht in Erscheinung treten, umfasst. Eine 

solche Auslegung entspricht nicht nur dem Wortlaut der Bestimmung, sondern auch dem 

ursprünglichen Vorschlag des Präsidiums des Grundrechtskonvents, diese 

Verfahrensgrundrechte mit der Überschrift „Beziehung zur Verwaltung“ zu betiteln131. 

Für die Praxis bedeutet dies, dass der einzelne Betroffene bei Verfahrenshandlungen mit 

Außenwirkungen ein primärrechtlich verankertes Grundrecht zur Wahrung seiner Rechte 

und Interessen zur Verfügung gestellt bekommt. Sofern es sich um 

Verfahrenshandlungen mit reiner Innenwirkung handelt, wovon praktisch ja nur interne 

                                                      

128 Siehe auch Sander in: Holoubek/Lienbacher (Hrsg), Kommentar zur europäischen 

Grundrechtscharta, im Erscheinen, Art 43, Rn 16ff. 

129 Dieser gemeinschaftsrechtliche Grundsatz der Gesetzmäßigkeit entspricht nicht dem strengen 

österreichischen Verständnis des Legalitätsprinzips, welches nur an die Gesetzgebung bindet, 

nicht auch – wie auf gemeinschaftsrechtlicher Ebene – auch die Vollziehung, und ist wesentlich 

weiter auszulegen; siehe zur Abgrenzung detailliert Öhlinger, Legalitätsprinzip und europäische 

Integration. Zur Gesetzesbindung des Verwaltungshandelns aus der Sicht des EU-Beitritts, in: 

Österreichische Parlamentarische Gesellschaft (Hrsg), 75 Jahre Bundesverfassung, 1995, S 636 f. 

130 Soria, Die Kodizes für eine gute Verwaltungspraxis, EuR 2001, S 685f. 

131 CHARTE 4170/00 vom 20. 3. 2000. 
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Weisungen und nicht entscheidungsrelevante Vorbereitungshandlungen umfasst sein 

können, kann aber weiterhin auf die Rechtsprechung zur guten Verwaltungsführung 

zurückgegriffen werden. 

 

4.3.2. Unparteiisch, gerecht und fristgerecht – effiziente 
Verwaltung 

Neben dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit enthält Art 41 Abs 1 GRC ein weiteres 

Kernrecht, welches jeder Person, die mit Einrichtungen und Organen der Gemeinschaft in 

Kontakt tritt, garantiert, dass deren Angelegenheiten unparteiisch, gerecht und 

fristgerecht132 durch eine effektive Verwaltung erledigt werden133. Die Unparteilichkeit 

und die Gerechtigkeit sollen sich dabei aus einer genauen Prüfung des Sachverhalts unter 

Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls und der Besonderheiten des 

entsprechenden Verfahrens ergeben. Soweit die unten ausführlich behandelten 

besonderen Verfahrensrechte des Abs 2 beachtet werden, ist davon auszugehen, dass eine 

unparteiliche und gerechte Entscheidung zustande kommt, eine genauere Ausgestaltung 

wird wohl der Rechtsprechung überlassen bleiben. 

Bei der Beurteilung, ob eine Entscheidung fristgerecht erfolgt oder nicht, ist ebenfalls auf 

den Einzelfall und hierbei vor allem auf die Art und Weise und den Umfang des 

Verfahrens abzustellen. Ein komplexes Verfahren beispielsweise im Rahmen von 

Beihilfengewährungen oder Wettbewerbssachen wird in Hinblick auf den Zeithorizont 

anders zu beurteilen sein, als zum Beispiel bloße Auskunftstätigkeiten, wobei sich aus der 

Judikatur keine Anhaltpunkte für eine Bemessung dieser Fristen entnehmen lassen. 

Vereinzelt enthalten auch Sekundärrechtsakte Fristen, innerhalb derer Anfragen zu 

erledigen sind, wie zum Beispiel die TransparenzVO, die eine Frist von 15 Tagen bei der 

Behandlung von Anfragen bezüglich des Zugangs zu Dokumenten festsetzt (siehe dazu 

im Detail unten 4.4.2.d.). 

 

                                                      

132 Vgl dazu EuG Rs T-73/95, Oliveira, Rn 38. 

133 Bullinger, Das Recht auf eine gute Verwaltung nach der Grundrechtscharta der EU, S 26f in: 

Eberle/Ibler/Lorenz (Hrsg), FS für Winfried Brohm, München 2002, S 28ff; Bauer, Das Recht auf eine 

gute Verwaltung im Europäischen Gemeinschaftsrecht, Frankfurt am Main 2002, S 138f. 
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4.3.3. Gleichbehandlungs- und Vertrauensgrundsatz 
Sehr früh hat der Gerichtshof auch den ebenfalls aus dem den Verfassungen der 

Mitgliedstaaten innewohnenden Rechtsstaatsprinzip als allgemeinen Rechtsgrundsatz des 

Gemeinschaftsrechts gewonnenen Grundsatz der Gleichbehandlung für eine gute 

Verwaltung beziehungsweise ordnungsgemäße Verwaltungsführung als unerlässlich 

betrachtet134. Darüber hinaus lässt sich als allgemeines Verfahrenrecht auch der 

Vertrauensschutz ableiten. Eine Berufung auf den Vertrauensschutz ist allerdings nur 

dann möglich, wenn ein Organ oder eine Einrichtung der Union eine 

vertrauensbegründende Handlung gesetzt hat. Mit anderen Worten: Es muss eine für 

einen betroffenen wahrnehmbare Situation geschaffen worden sein, die – zum Beispiel in 

Form einer Zusage oder anderer Maßnahmen mit Bindungswirkung – ein berechtigtes 

Interesse wecken kann135. Dabei muss die Zusage den Bindungswillen erkennen lassen 

und sich auf eine konkrete Maßnahme beziehen136. Sind alle diese Voraussetzungen 

erfüllt, so lässt sich aus der zitierten Rechtsprechung wohl ein einklagbarer Anspruch auf 

Einhaltung solcher konkreter mit Bildungswillen getätigter Zusagen ableiten. Hierbei 

bewegt man sich aber im Spannungsfeld Rechtsicherheit/Rechtsrichtigkeit: Liegt eine 

rechtsrichtige vertrauensbegründende Maßnahme vor, die zu einem rechtswidrigen 

Rechtsakt führt, so ist Rechtschutz ohnehin über die Erhebung von Rechtsmitteln 

gewährleistet. In der umgekehrten Konstellation wird bei der Interessensabwägung, ob 

und inwieweit schutzwürdiges Vertrauen vorliegt darauf abgestellt, ob eine (objektiv zu 

beurteilende) Vertrauenslage vorhanden ist, sowie weitere (subjektive) Voraussetzungen 

wie beispielsweise eine gesicherte Rechtsposition oder zumindest berechtigte rechtliche 

Erwartungen erkennbar sind137.  

 
                                                      

134 Bereits EuGH verb Rs 117/76 u 16/77, Ruckdeschel, Slg 1977, S 1753, Rn 13. 

135 Bereits EuGH verb Rs 7/56 u 3-7/57, Algera, S 118; mwN EuGH Rs C-63/93, Abgabe für Milch, 

Slg 1996, S I-569, Rn 20. 

136 ZB EuG Rs T-73/95, Oliveira, Rn 24. 

137 Zum gemeinschaftsrechtlichen Vertrauensschutz siehe ausführlich Blanke, Vertrauensschutz im 

deutschen und europäischen Verwaltungsrecht, Tübingen 2000; Hatje, Der gemeinschaftsrechtlich 

gebotene Vertrauensschutz, in: Houloubek/Lang, Vertrauensschutz im Abgabenrecht, Wien 2004, S 

147. 
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4.4.  Besondere Verfahrensgrundrechte 
Art 4 GRC enthält nicht nur die eben dargestellten allgemeinen Verfahrensgrundsätze, 

sondern darüber hinaus in seinem Abs 2 drei – ebenfalls aus der Judikatur 

beziehungsweise aus den Verträgen gewonnene Beispiele für eine gute Verwaltung: Das 

Recht auf rechtliches Gehör, das Recht auf Akteneinsicht und die Begründungspflicht. 

Durch die Formulierung „insbesondere“ wird klargestellt, dass es sich lediglich um eine 

demonstrative Aufzählung handelt138, wodurch der Rechtsprechung ein weiter Spielraum 

eingeräumt wird, weitere Verfahrensgrundrechte zu schaffen (siehe dazu auch unten 

4.5.). Im Zusammenhang mit dem Recht auf Akteneinsicht soll auch das allgemeine 

Zugangsrecht zu Dokumenten nach Art 42 GRC untersucht und in einem Exkurs das 

entsprechende Verfahren nach der TransparenzVO erläutert werden. 

 

4.4.1. Rechtliches Gehör – Verteidigungsrecht 
In der Rechtsprechung wurde das Recht auf Parteiengehör immer wieder als 

fundamentales Gemeinschaftsgrundrecht, das sich aus den mitgliedstaatlichen 

Rechtsordnungen ergibt, bezeichnet. Es steht den Parteien zu, wenn das Verfahren zu 

einer den Einzelnen beschwerenden Entscheidung führen würde beziehungsweise 

könnte139. Das rechtliche Gehör wird vom EuGH daher als Verteidigungsrecht bezeichnet 

und ist auch als solches in der Grundrechtscharta konzipiert. 

                                                      

138 Vgl auch oben die Entstehungsgeschichte des Rechts auf eine gute Verwaltung im 

Grundrechtskonvent 2.4.1. 

139 EuGH Rs 17/74, Transocean Marine Paint, Slg 1974, S 1063, Rn 15; EuGH Rs 85/76, Hoffmann-La 

Roche, Slg 1979, S 461, Rn 9; EuGH verb Rs 100-103/80, Musique Diffusion Francais, Slg 1983, S 1825, 

Rn 10; EuGH verb Rs 46/87 u 227/88, Hoechst, Slg 1989, S 2589, Rn 14; EuGH verb Rs C-48/90 u C-

66/90, Niederlande/Kommission, Rn 44ff; EuGH Rs C-135/92, Fiskano, Rn 39; EuGH Rs 374/87, 

Orkem, Slg 1989, S 3283, Rn 32. 
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Unter einer den Einzelnen beschwerenden Entscheidung oder Maßnahme wird – im 

Rahmen des Rechts auf eine gute Verwaltung nach Art 41 GRC – eine 

verwaltungsbehördliche140 Entscheidung verstanden, die geeignet ist, die Interessen des 

Betroffenen spürbar zu beeinträchtigen. Eine solche spürbare Beeinträchtigung ist auf 

jeden Fall gegeben, wenn die Entscheidung zur Verhängung von Geldbußen oder 

Zwangsgeldern führen kann141. Darüber hinaus kann die Eignung zur spürbaren 

Beeinträchtigung auch darin bestehen, dass der Gegenstand des Verfahrens eine 

(laufende) Überprüfung von Subventionen mit einer möglichen Kürzung dieser 

darstellt142. Betont hat der Gerichtshof in diesem Zusammenhang immer wieder, dass das 

Verteidigungsrecht auch dann zur Verfügung steht, wenn es im Verfahren an 

entsprechenden Vorschriften fehlt143. 

Das Recht auf Parteiengehör gewährleistet den Betroffenen das Recht, zu den Tatsachen, 

die der Entscheidung zugrunde gelegt werden, Stellungnahmen in zweckdienlicher Weise 

abzugeben144, wobei diese Stellungnahmen von der Behörde beziehungsweise 

Einrichtung bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt werden müssen. Aus dieser 

Berücksichtigungspflicht lässt sich jedoch kein Anspruch auf eine bestimmte 

                                                      

140 Zu den grundrechtlichen Garantien im gerichtlichen Verfahren siehe insb die Art 47 ff GRC bzw 

die entsprechende Kommentierung bei N Raschauer/Sander in: Holoubek/Lienbacher (Hrsg), 

Kommentar zur europäischen Grundrechtscharta, im Erscheinen, Art 47; N Raschauer in: 

Holoubek/Lienbacher (Hrsg), Kommentar zur europäischen Grundrechtscharta, im Erscheinen, Art 

48-50. 

141 EuGH verb Rs 100-103/80, Musique Diffusion Francais, Rn 9; EuGH Rs 322/81, Michelin, Slg 1983, 

S 3461, Rn 7. 

142 EuGH Rs C-181/90, Consorgan, Rn 15f; EuGH Rs C-189/90, Cipeke , Rn 15ff; EuGH Rs C-32/95, 

Lisrestal, Rn 21; EuG T-231/91, New Europe Consulting, Rn 39; EuG Rs T-73/95, Oliveira, Rn 32; EuG 

Rs T-54/96, Rubino, Rn 66. 

143 EuGH verb Rs C-48/90 u C-66/90, Niederlande/Kommission, Rn 44ff; EuGH Rs C-135/92, Fiskano, 

Rn 39; EuGH Rs C-32/95, Lisrestal, Rn 21. 

144 EuGH Rs 17/74, Transocean Marine Paint, Rn 15; EuGH Rs 85/76, Hoffmann-La Roche, Rn 9; 

EuGH Rs 322/81, Michelin, Rn 7; EuGH Rs C-135/92, Fiskano, Rn 40; EuG, Rs T-613/97, Ufex; Slg 

2000, S II-4055, Rn 85. 
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Entscheidung ableiten145. Dennoch darf die Behörde oder Einrichtung nur solche 

Informationen einer Entscheidung zugrunde legen, zu denen sich der Betroffene äußern 

konnte oder zumindest äußern hätte können146. Solche Stellungnahmen können auf jeden 

Fall schriftlich abgegeben werden, die Verweigerung einer mündlichen Anhörung stellt 

jedoch keinen Verstoß gegen das Recht auf Parteiengehör dar, wenn vorgesehen ist, dass 

die Betroffenen sich schriftlich äußern können und diese Möglichkeit auch in Anspruch 

genommen wurde147.  

Sofern sich Dritte aufgrund rechtlicher Interessen an einem Verfahren beteiligen und 

Äußerungen abgeben, besteht ein Recht der zukünftigen Adressaten der Entscheidung, zu 

Äußerungen Dritter ebenfalls Stellung zu nehmen148. 

Neben dem Recht, Stellungnahmen abzugeben, umfasst das Recht auf Parteiengehör vor 

allem in seiner Ausgestaltung als Verteidigungsrecht insbesondere eine 

Informationspflicht der Behörden und Einrichtungen. Der Betroffene ist über die 

Einleitung eines Verfahrens149 aber auch über das Verfahren an sich und den Stand des 

Verfahrens zu informieren, wenn seine Interessen durch die zu fällende Entscheidung 

spürbar beeinträchtig sein könnten150. Diese Auskunftspflicht umfasst nicht notwendiger 

Weise das Recht auf Akteneinsicht, es ist nach der Judikatur des EuGH ausreichend, 

wenn den Betroffenen im Rahmen einer Mitteilung die wesentlichen Tatsachen, auf die 

sich die entscheidende Stelle stützt, wenn auch nur in gedrängter Form, klar 

wiedergegeben werden151. 

Die Informationspflicht der Behörde beziehungsweise Einrichtung umfasst nicht auch die 

Erteilung einer Rechtsmittelbelehrung und beschränkt sich somit ausschließlich auf 
                                                      

145 EuGH verb Rs 209 - 215 u 218/78, Van Landewyk, Rn 66; EuGH verb Rs 100-103/80, Musique 

Diffusion Francais, Rn 14. 

146 EuGH Rs 45/69, Boehringer, Slg 1970, S 769, Rn 9. 

147 EuGH verb Rs 209 - 215 u 218/78, Van Landewyk, Rn 18. 

148 Vgl zum Stellungnahmerecht von Mitgliedstaaten in Hinblick auf Äußerungen Dritter EuGH 

verb Rs C-48 u 66/90, Niederlande und Koninklijke, Slg 1922, S I-565, Rn 46. 

149 EuGH Rs C-78/95, Hendrikman, Slg 1996, S I-4943, Rn 18. 

150 EuGH Rs 17/74, Transocean Marine Paint, Rn 15; EuGH Rs C-32/95, Lisrestal, Rn 21. 

151 EuGH verb Rs 209 - 215 u 218/78, Van Landewyk, Slg 1980, S 3125, Rn 39. 

 44



Mitteilungen über das Verfahren beziehungsweise den Stand des Verfahrens. Zwar 

enthalten sowohl der Europäischer Kodex für eine gute Verwaltungspraxis des 

Bürgerbeauftragten als auch – eingeschränkt auf die Fälle, in denen es 

gemeinschaftsrechtlich vorgesehen ist – der Kodex für eine gute Verwaltungspraxis der 

Kommission entsprechende Verpflichtungen zu Erteilung einer Rechtsmittelbelehrung152, 

aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs, die ja die Grundlage und den 

Interpretationsmaßstab für Art 41 GRC darstellt, lässt sich keine solche 

Rechtsmittelbelehrungspflicht ableiten. Ganz im Gegenteil zur österreichischen 

Rechtsordnung lässt sich für den EuGH eine solche Verpflichtung vor allem nicht aus 

dem Rechtstaatsprinzip ableiten153, welches er ansonsten als eine wichtige Grundlage für 

die Verfahrensrechte ansieht. 

Kommt es in einem Verfahren zur Verletzung einer dieser vom Recht auf Parteiengehör 

umfassten Garantien, so ist eine Anfechtung der Entscheidung mit einer Nichtigkeitsklage 

möglich. Zur Nichtigerklärung kommt es jedoch nur dann, wenn das Verfahren ohne die 

Verletzung des Grundrechts zu einem anderen Ergebnis hätte führen können154. Bei der 

Nachprüfung durch die Gerichtsbarkeit wird wiederum auf die bereits durch Art 41 Abs 

1 GRC erforderliche Einzelfallbewertung abgestellt, was zu Folge haben kann, dass auch 

der Umfang des rechtlichen Gehörs je nach dem konkreten Verfahrensgegenstand und -

verlauf variieren kann. Diesbezüglich kann aber davon ausgegangen werden, dass die 

Bedeutung des Rechts auf Gehör umso größer ist, je größer der Ermessensspielraum der 

Behörde beziehungsweise Einrichtung bei der Fällung der angefochtenen Entscheidung 

war155. 

 

                                                      

152 Art 19 Kodex des Bürgerbeauftragten, S 5 Kodex der Kommission. 

153 Siehe zur Begründung und mwN der Kritik in der Lehre Soria, Die Kodizes für eine gute 

Verwaltungspraxis, EuR 2001, S 693f. 

154 EuGH Rs 301/87, Frankreich/Kommission, Slg 1990, S I-307, Rn 31; EuGH Rs 315/99, Ismeri 

Europa, Slg 2001, S I-5281, Rn 34. 

155 EuGH Rs C-269/90, TU München, Rn 14; EuG Rs T-167/94, Nölle, Rn 73; vgl zum Begriff des 

Ermessensmissbrauchs EuGH Rs 198/87, Kerzmann, Slg 1989, S 2083; EuGH C-323/88, Sermes, Slg 

1990, S I-3046, Rn 33. 
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4.4.2. Recht auf Akteneinsicht 
 

a. Das Recht auf Akteneinsicht nach Art 41 GRC 

Das Akteneinsichtsrecht nach Art 41 GRC gewährt jeder Partei eines Verfahrens den 

Zugang zu Dokumenten156 der sie betreffenden Akten, wobei die Wahrung des legitimen 

Interesses der Vertraulichkeit sowie das Berufs- und Geschäftsgeheimnis ausdrücklich 

sichergestellt wird. In seiner Ausprägung stellt dieses Grundrecht die logische 

Ergänzung157 beziehungsweise Voraussetzung des Rechts auf Parteiengehör dar und wird 

auch in der Judikatur als mit diesem verzahntes Recht betrachtet158. Auf der anderen Seite 

ist das Akteneinsichtsrecht gerade wegen dieser Einheit mit dem Recht auf Parteiengehör 

– wie auch aufgrund der systematischen Stellung als Verfahrensgrundrecht des Art 41 

GRC – auf Akten(-teile) beschränkt, die den Einsichtswerber selbst und unmittelbar 

betreffen159 und es zur Gewährleistung einer guten Verwaltung160 – insbesondere zur 

sachgerechten und effizienten Wahrnehmung der Interessen des Betroffenen161 – 

notwendig ist. 

Gänzlich oder teilweise ausgenommen vom Recht auf Akteneinsicht sind Unterlagen für 

den internen Gebrauch beziehungsweise solche zur Entscheidungsvorbereitung, darüber 

                                                      

156 Der Begriff „Dokumente“ wird im Rahmen dieser Arbeit so weit und umfassend verstanden, 

wie er in Art 255 EG bzw 42 GRC enthalten ist. Zu der Begriffsbestimmung siehe auch unten unter 

4.4.2.b. 

157 Der EuGH sieht diese beiden Rechte auch als Einheit, die als allgemeine Grundsätze in jedem 

Verwaltungsverfahren zu beachten sind. Vgl dazu EuGH Rs 85/76, Hoffmann-La Roche, Rn 14; 

EuGH Rs 322/81, Michelin, Rn 7ff; EuGH Rs 53/85, Akzo, Slg 1986, S 1965, Rn 28. 

158 Vgl dazu die oben zum Parteiengehör zitierten Urteile im allgemeinen, im besonderen siehe 

EuGH Rs 322/81, Michelin, Rn 7ff; EuGH Rs 53/85, Akzo, Rn 28. 

159 Zur Unterscheidung von Recht auf Dokumentenzugang siehe unten 4.4.2. 

160 EuGH Rs 322/81, Michelin, Rn 7; EuG Rs T-7/89, SA Hercules Chemicals NV, Slg 1991, S II-1711. 

161 EuGH Rs C-49/88, SAMAD, Sla 1991, S I-3187, Rn 18. 
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hinaus auch Dokumente aus vertraulicher Korrespondenz zwischen einem Organ oder 

einer Einrichtung der Gemeinschaft und einem oder mehreren Mitgliedstaaten162. 

Unter dem oben angeführten legitimen Interesse der Vertraulichkeit, welches den 

Umfang des Akteneinsichtsrechts beschränkt, ist einerseits der Schutz personenbezogener 

Daten nach Art 286 EG (Art I-51) zu verstehen, andererseits das in Art 41 GRC 

ausdrücklich genannte Berufs- und Geschäftsgeheimnis nach Art 287 EG (Art III-430 

EV)163. Das legitime Interesse der Vertraulichkeit wird in Verfahren durch 

Gemeinschaftsorgane oder -einrichtungen durch Art 8 GRC164 sowie durch die EG-VO 

45/2001 vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 

personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und 

zum freien Datenverkehr165 näher geregelt. Diese VO dehnt den Anwendungsbereich der 

Datenschutzrichtlinien166 aus und macht deren Inhalte auf die Verfahren vor den Organen 

und Einrichtungen der Gemeinschaft anwendbar. Unter die zweite Beschränkung durch 

das Berufs- beziehungsweise Geschäftsgeheimnis fallen Informationen immer dann, wenn 

sie noch nicht in irgendeiner Form veröffentlicht worden167 und auch nur einem 

begrenzten oder begrenzbarem Personenkreis bekannt sind. Darüber müssen solche 

Informationen dem aus Art 41 GRC Verpflichteten in Ausübung seines Amtes bekannt 

                                                      

162 EuGH Rs C-310/93, BPB Industries, Slg 1995, S I-865, Rn 24ff. 

163 CHARTE 4284/00 vom 5. 5. 2000. 

164 Vgl dazu ausführlich N Raschauer in: Holoubek/Lienbacher (Hrsg), Kommentar zur europäischen 

Grundrechtscharta, im Erscheinen, Art 8, Rz 9ff. 

165 ABl 2001 Nr L 81, S 1. 

166 EG-RL 45/1995 vom 24. 10. 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 

personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr, ABl 1995 Nr L 281, S 31; EG-RL vom 15. 

12. 1997 über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphäre im 

Bereich der Telekommunikation, ABl 1997, Nr L 24, S 1. 

167 EuG Rs T-152/95, Petrides, Slg 1997, S II-02427, Rn 37ff. 
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geworden sein, auch wenn bei begründbaren Interessen der Veröffentlichung die 

Geheimhaltung objektiv geboten ist168. 

Ob eine Einschränkung des Rechts auf Akteneinsicht vorliegt und aufgrund des Schutzes 

personenbezogener Daten oder des Berufs- beziehungsweise Geschäftsgeheimnisses 

erforderlich ist, und die (beantragte) Einsicht in den (Teil-)Akt zu verweigern ist, muss die 

Behörde oder Einrichtung von Amts wegen beurteilen. Eine solche Entscheidung darf 

nicht mit einer pauschalierenden Begründung versehen werden, sondern es muss sich um 

eine einzelfallbezogene Entscheidung handeln, in der die Überlegungen der Behörde oder 

Einrichtung hinreichend zum Ausdruck kommen169. Grundsätzlich gelten die gleichen 

Anforderungen für die Entscheidung wie im Rahmen der Ausführungen über die 

Begründungspflicht (unten unter 4.4.3.) beschrieben. Genauso wie bei einer Missachtung 

des Rechts auf Parteiengehör kann es bei einer Verletzung des Rechts auf Akteneinsicht– 

im Falle einer Anfechtung der Entscheidung – zu einer Nichtigerklärung kommen, wenn 

das Verfahren ohne Verletzung des Rechts auf Akteneinsicht zu einem anderen Ergebnis 

hätte führen können. 

 

b. Das Recht auf Zugang zu Dokumenten nach Art 42 GRC  

Art 42 GRC regelt: „Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie jede natürliche oder 

juristische Person mit Wohnsitz oder satzungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat haben 

das Recht auf Zugang zu den Dokumenten der Organe, Einrichtungen, Ämter und 

Agenturen der Union, unabhängig davon, in welcher Form diese Dokumente erstellt 

werden.“170

                                                      

168 Zur Unterscheidung zwischen Berufs- und Geschäftsgeheimnisses sowie zu weiteren 

Nachweisen siehe Wegener in: Calliess/Ruffert (Hrsg), Kommentar zum EU-Vertrag und EG-Vertrag, 

2. Auflage 2002, Art 287, Rn 2ff. 

169 ZB EuGH Rs 85/76, Hoffmann-La Roche, Rn 14; EuGH Rs 53/85, Akzo, Rn 28. 

170 Erläuterungen des Präsidiums zu Art 42 GRC: Das in diesem Artikel garantierte Recht wurde aus 

Artikel 255 EGV, auf dessen Grundlage in der Folge die Verordnung 1049/2001 angenommen wurde, 

übernommen. Der Europäische Konvent hat dieses Recht auf Dokumente der Organe, Einrichtungen, Ämter 

und Agenturen der Union im Allgemeinen ausgeweitet, ungeachtet ihrer Form; siehe Artikel [49 Absatz 3] 

der Verfassung. Nach Artikel 52 Absatz 2 der Charta wird das Recht auf Zugang zu Dokumenten im 

Rahmen der in den Artikeln [49 Absatz 3 und III-305] festgelegten Bedingungen und Grenzen ausgeübt. 
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Durch die Formulierung „unabhängig davon, in welcher Form diese Dokumente erstellt 

werden“ ist der Dokumentenbegriff des Art 42 GRC weit auszulegen171. Eine weite 

Begriffsdefinition entspricht auch Art 3 lit a der TransparenzVO, die unter „Dokumenten“ 

Inhalte versteht, die einen Sachverhalt im Zusammenhang mit den Politiken, Maßnahmen 

oder Entscheidungen aus dem Zuständigkeitsbereich des Organs172 betreffen, unabhängig 

von der Form des Datenträgers. Erfasst sind somit auf jeden Fall sämtliche in schriftlicher 

Form vorliegenden Informationen, aber auch elektronische schriftliche und audiovisuelle 

Dokumente wie beispielsweise E-Mails oder andere Daten, ganz gleich ob sie auf leicht 

weitergebbaren Datenträgern vorliegen (zB CD-ROM, Band, Diskette) oder auf 

Massenspeichermedien (online) verfügbar gehalten werden (zB Datenbanken, Server). 

Am treffendsten ist wohl die Definition von Röger, der – zwar noch zum Verhaltenskodex 

für den Zugang der Öffentlichkeit zu Kommissions- und Ratsdokumenten aus 1993 – 

unter Dokumenten sowohl Schriftstücke versteht, die schon auf Papier fixiert sind als 

auch unter Verwendung von Schriftzeichen erstellten Dokumente, die gegebenenfalls in 

Schriftform sichtbar gemacht werden können, und führt als Beispiel für letztere die 

Erstellung eines Ausdrucks an173.  

Das Recht auf Zugang zu Dokumenten nach Art 42 GRC bezieht sich nicht nur auf 

Dokumente der Organe der Union, sondern grundsätzlich auch auf Dokumente Dritter, 

die sich im Besitz der Organe befinden (zur Beachtlichkeit von Geheimhaltungsinteressen 

sowie des Schutzes personenbezogener Daten des Art 8 GRC siehe unten unter 4.4.2.c.). 

Unter Dritten sind alle natürlichen und juristischen Personen und Einrichtungen 

außerhalb des betreffenden Organs, einschließlich der Mitgliedstaaten, der anderen 

Gemeinschafts- oder sonstigen Organe und -einrichtungen und Drittländer zu verstehen 

(Art 3 lit b TransparenzVO). Für den Fall, dass der Zugang zu solchen Dokumenten 

begehrt wird, hat das Organ, bei dem der Zugang begehrt wird, die Dritten nach Art 4 

                                                      

171 So auch Wegener in: Calliess/Ruffert (Hrsg), Kommentar zum EU-Vertrag und EG-Vertrag, 2. 

Auflage 2002, Art 255, Rn 11. 

172 In diesem Abschnitt wird der Begriff „Organ“ synonym für Organe, Einrichtungen, Ämter und 

Agenturen der Union verwendet. Vgl dazu auch den Wortlaut des Art 42 GRC. 

173 Röger, Ein neuer Informationsanspruch auf europäischer Ebene: Der Verhaltenskodex vom 6. 

Dezember 1993 für den Zugang der Öffentlichkeit zu Kommissions- und Ratsdokumenten, DVBl 

1994, S 1183. 
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Abs 4 der TransparenzVO in Bezug auf eine ausnahmsweise Zugangsverweigerung zu 

konsultieren. Diese Konsultation kann in eindeutigen Fällen entfallen174. Sind die Dritten 

Mitgliedstaaten, so können diese das Organ – auch unabhängig von einem konkreten 

Zugangsbegehren – ersuchen, ein aus diesem Mitgliedstaat stammendes Dokument nicht 

ohne seine vorherige Zustimmung zu verbreiten (Art 4 Abs 5 TransparenzVO)175. 

Vom Zugangsrecht sind alle Dokumente aus allen Tätigkeitsbereichen der Union erfasst, 

die von dem betreffenden Organ erstellt worden oder bei ihm eingegangen sind und sich 

in seinem Besitz befinden (Art 2 Abs 3 der TransparenzVO). Der Anspruch bezieht sich 

daher nur auf die im Besitz befindlichen Dokumente; eine 

Informationsbeschaffungspflicht der Organe besteht nicht176. Entgegen dem Wortlaut des 

Art 3 lit a, dass die Dokumente in einem Zusammenhang mit dem Zuständigkeitsbereich 

des Organs stehen müssen, ist diese Einschränkung mit Art 42 GRC nicht vereinbar, 

sodass sich das Recht tatsächlich auf alle im Besitz des Organs befindlichen Dokumente 

bezieht. 

Aufgrund des Art 7 des Beschlusses des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der 

Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführungs-

befugnisse177 erstreckt sich der Anwendungsbereich des Art 42 GRC auch auf 

Komitologiebeschlüsse. Durch die Aufnahme des Rechts auf Zugang zu Dokumenten in 

die Charta der Grundrechte sowie der ausdrücklichen Anwendbarkeit des Art 255 EG 

(Art I-50 Abs 3 EV) auch auf die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (Art 28 Abs 1 

EU) und die polizeiliche und justitielle Zusammenarbeit in Strafsachen (Art 41 Abs 1 EU) 

 

                                                      

174 EuG Rs T-92/98, Interporc II, Slg 1999, S II-3521, Rn 65ff. 

175 Vgl auch Erklärung Nr 35 zum Amstadamer Vertrag, welche eine inhaltsgleiche Regelung 

enthält. 

176 Wegener in: Calliess/Ruffert (Hrsg), Kommentar zum EU-Vertrag und EG-Vertrag, 2. Auflage 

2002, Art 255, Rn 11; Wägenbaur, Der Zugang zu EU-Dokumenten – Transparenz zum Anfassen, 

EuZW 2001, S 682. 

177 ABl 1999 Nr L 184, S 23. 
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ist die Anwendung des Zugangsrechts auf sämtliche Bereiche der Union sichergestellt178. 

 

c. Beschränkungen des Dokumentenzugangsrechts im Vergleich zum 

Akteneinsichtsrecht 

Aufgrund der horizontalen Bestimmung des Art 52 Abs 2 GRC, nachdem die Ausübung 

der durch die Grundrechtscharta anerkannten Rechte, die in den Gemeinschaftsverträgen 

oder im EUV begründet sind, im Rahmen der darin festgelegten Bedingungen und 

Grenzen erfolgt, können sich Beschränkungen der Grundrechte der Charta aus 

Gemeinschaftsrechtsakten ergeben. Im Fall des Dokumentenzugangsrechts ergeben sich 

solche aus Art 4 der TransparenzVO, die ihre Grundlage in Art 255 Abs 2 EG (Art I-50 

Abs 3 EV) hat und Einschränkungen aufgrund öffentlicher oder privater Interessen 

vorsieht179. Im Interesse einer ordnungsgemäßen Verwaltung und vor allem nach den 

allgemeinen Interpretationskriterien, Ausnahmen eng auszulegen, sind diese 

Einschränkungen nach der Rechtsprechung eng auszulegen180. 

Die TransparenzVO unterscheidet drei Kategorien von Beschränkungen, nämlich 

absolute, relative und weitere Ausnahmen vom Zugangsrecht: 

                                                      

178 Vgl auch Erwägungsgrund 5 der VO über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten, 

wonach sich das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission gemäß der Erklärung Nr 41 

zur Schlussakte des Vertrags von Amsterdam bei Dokumenten im Zusammenhang mit 

Tätigkeiten, die sich aus dem (inzwischen ausgelaufenen) Vertrag über die Gründung der 

Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und dem Vertrag zur Gründung der 

Europäischen Atomgemeinschaft ergeben, von dieser Verordnung leiten lassen sollten, da der 

Zugang zu Dokumenten in diesen beiden Verträgen nicht geregelt ist. 

179 Nach der Rsp des EuG kann sich die Begründung für die Verweigerung des Zugangsrechts 

sowohl auf die zwingenden Gründe des Abs 1 als auch auf die Gründe des Abs 2 sowie 

gleichzeitig auf beide Gruppen beziehen: EuG EuG Rs T-105/95, WWF UK, Slg 1995, S II-313, Rn 

61. 

180 EuGH verb Rs C-174/98 u C-189/98, Niederlande u van der Wal, Slg 2000, S I-1, Rn 27; EuGH Rs 

C-353/99, Hautala, Slg 2001, S I-9565, Rn 25; EuGH Rs C-41/00, Interporc II, Slg 2003, S I-02125, Rn 

48f. 
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Nach Art 4 Abs 1 TransparenzVO haben die Organe den Zugang zu Dokumenten zu 

verweigern, wenn durch deren Verbreitung der Schutz der öffentlichen Interessen181 in 

Hinblick auf die öffentliche Sicherheit182, die Verteidigung und die militärischen Belange, 

die internationalen Beziehungen oder Finanz-, Währungs- oder Wirtschaftspolitik der 

Gemeinschaft oder eines Mitgliedstaates beeinträchtigt wäre. Die letztgenannte 

Ausnahme ist auffallend weit gefasst und umfasst daher die gesamte Wirtschafts- und 

Währungspolitik (Art 98ff EG bzw Art III-177ff EV). Für sensible Dokumente aus diesen 

aufgezählten Bereichen, die von den Organen oder von diesen geschaffenen 

Einrichtungen, Mitgliedstaaten oder Drittländer beziehungsweise internationalen 

Organisationen als „très secret/top secret“ oder „secret“ beziehungsweise „confidentiel“ 

eingestuft worden sind, und die nicht zwingend vom Zugangsrecht ausgenommen sind, 

sieht Art 9 TransparenzVO besondere Bestimmungen vor: So dürfen Anträge auf Zugang 

zu solchen sensiblen Dokumenten ausschließlich von berechtigten Personen behandelt 

werden und die Dokumente selbst nur mit Zustimmung des Urhebers freigegeben 

werden. Der Zugang ist darüber hinaus auch zwingend zu verweigern, wenn der Schutz 

der Privatsphäre und der Integrität des Einzelnen, insbesondere in Hinblick auf den 

Schutz personenbezogener Daten beeinträchtigt wäre (zB Dokumente im Zusammenhang 

mit Personalangelegenheiten)183. 

                                                      

181 Vgl die weite Auslegung der Ausnahmen durch das EuG, während der EuGH sehr 

zugangsfreundlich ist und die Ausnahmen eng auslegt: EuGH verb Rs C-174/98 u C-189/98, 

Niederlande u van der Wal, Rn 14ff; EuG Rs T-83/96, van der Wal, Slg 1998, S II-545, Rn 41ff; EuG 

RsT-309/97, Bavarian Lager, Slg 1999, S II-3217, Rn 45ff; EuG Rs T-610/97, Carlsen, S II-485, Rn 46ff. 

182 Der Begriff öffentliche Sicherheit umfasst neben der inneren wie der äußeren Sicherheit eines 

Mitgliedstaats auch eine Unterbrechung der Versorgung mit Erzeugnissen von wesentlicher 

Bedeutung wie Erdölerzeugnissen, die eine Gefahr für die Existenz eines Staates darstellen kann, 

sowie Sachverhalte, in denen der Zugang der Öffentlichkeit zu bestimmten Dokumenten 

unmittelbar die Bemühungen der Behörden behindern würde, Straftaten zu verhindern; EuGH Rs 

72/83, Campus Oil, Slg 1984, S 2727, Rn 34; EuGH Rs C-70/94, Werner, Slg 1995, S I-3189, Rn 25; 

EuG Rs T-174/95, Svenska Journalistförbundet, Slg 1998, S II-2289, Rn 121f. 

183 Siehe zum Grundrecht auf Datenschutz und dessen Bindungswirkung ausführlich N Raschauer 

in: Holoubek/Lienbacher (Hrsg), Kommentar zur europäischen Grundrechtscharta, im Erscheinen, 

Art 8, Rn 14ff. 
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Sofern kein überwiegendes öffentliches Interesse besteht, haben die Organe gemäß Art 4 

Abs 2 TransparenzVO den Zugang zu Dokumenten zu verweigern, wenn durch deren 

Verbreitung der Schutz der geschäftlichen Interessen (einschließlich des geistigen 

Eigentums) einer natürlichen oder juristischen Person, der Schutz von Gerichtsverfahren 

und der Rechtsberatung oder der Schutz des Zwecks von Inspektions- oder 

Untersuchungs- und Audittätigkeiten184 beeinträchtigt wäre. Dabei handelt es sich um 

eine Abwägungsentscheidung der Organe, im Rahmen derer das Interesse des 

Antragstellers auf Zugang zu den Dokumenten gegen das mögliche Interesse an der 

Geheimhaltung abgewogen werden muss185. Diese Interessensabwägung hat in jedem 

Einzelfall und in bezug auf jedes Dokument zu erfolgen, eine pauschale 

Interessensabwägung ist somit nicht erlaubt186. 

Daneben bestehen weitere Ausnahmen vom Zugangsrecht für Dokumente, die für den 

internen Gebrauch erstellt worden oder bei dem betreffenden Organ eingegangen sind, 

sofern sich diese auf Angelegenheiten beziehen, in denen noch keine Entscheidung 

ergangen ist, eine Verbreitung den Entscheidungsprozess ernstlich beeinträchtigen würde 

und kein überwiegendes öffentliches Interesse an der Verbreitung besteht (Art 4 Abs 3 

TransparenzVO)187. Hierbei muss bei der Prüfung, ob der Zugang verweigert wird oder 

nicht, eine Abwägensentscheidung getroffen werden188, wobei zu berücksichtigen ist, dass 

nicht jedes interne Dokument für die Entscheidung gleich relevant ist189 beziehungsweise 

                                                      

184 ZB nach der Verordnung (EG) Nr 761/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

19. März 2001 über die freiwillige Beteiligung von Organisationen an einem Gemeinschaftssystem 

für das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung (EMAS).

185 EuG Rs T-105/95, WWF UK, Rn 59. 

186 Vgl hierzu auch EuGH verb Rs C-174/98 u C-189/98, Niederlande u van der Wal, Rn 24ff. 

187 Vgl zum teilweisen Zugang für die nicht unter die Beschränkungen des Art 42 GRC fallenden 

Teile von grundsätzlich aufgrund des öffentlichen Interesses vom Zugangsrecht nicht umfasste 

Dokumente EuGH Rs C-353/01, Mattila, Rn 30ff. 

188 EuG, Rs T-194/94, Guardien Newspaper, SlG 1995, S II-2765, Rn 64ff. 

189 So auch Wägenbaur, Der Zugang zu EU-Dokumenten – Transparenz zum Anfassen, EuZW 2001, 

S 684. 
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nicht jedes interne Dokument zu jedem Zeitpunkt gleich bewertet werden kann190. 

Darüber hinaus sind Dokumente Dritter191 und Dokumente, die nur teilweise der 

Geheimhaltung unterliegen, ausgenommen (Art 4 Abs 6 TransparenzVO)192. 

Sofern der Zugang zu Dokumenten im Zusammenhang mit einem Verfahren vor einem 

Organ oder einer Einrichtung begehrt wird, kommen die Bestimmungen des Rechts auf 

Akteneinsicht nach Art 41 GRC zur Anwendung, die eine Beschränkung des Zugangs zu 

solchen Dokumenten, die den Antragsteller betreffend, nur aus dem Grund der Wahrung 

des legitimen Interesses der Vertraulichkeit sowie des Berufs- und Geschäftsgeheimnisses 

zulassen. Hierbei ist beachtlich, dass der Zugang zu Dokumenten im Rahmen des 

Akteneinsichtsrechts auf Akten(-teile) beschränkt ist, die den Einsichtswerber selbst und 

unmittelbar betreffen und soweit es zur Gewährleistung einer guten Verwaltung 

notwendig ist (siehe dazu näher oben unter 4.4.2.a.). 

Die oben geschilderten Ausnahmen vom Dokumentenzugang nach der TransparenzVO 

gelten lediglich für den Zeitraum, in dem der Schutz aufgrund des Inhalts gerechtfertigt 

ist, höchstens jedoch für einen Zeitraum von 30 Jahren. Für sensible Dokumente und 

Dokumente, die im Hinblick auf die Privatsphäre oder die geschäftlichen Interessen vom 

Zugangsrecht ausgenommen sind, gilt diese Beschränkung des Schutzzeitraumes nicht 

(Art 4 Abs 7 TransparenzVO). Bei Unklarheiten über den bei einem Mitgliedstaat 

beantragten Zugang oder dessen Verweigerung zu einem sich im Besitz des 

Mitgliedstaates befindlichen Dokuments eines Organs, hat der betreffende Mitgliedstaat 

das Organ zu konsultieren oder den Antrag an das Organ weiterzuleiten (Art 5 

TransparenzVO). 

 

                                                      

190 Vgl auch Röger, Ein neuer Informationsanspruch auf europäischer Ebene: Der Verhaltenskodex 

vom 6. Dezember 1993 für den Zugang der Öffentlichkeit zu Kommissions- und Ratsdokumenten, 

DVBl 1994, S 1186. 

191 Siehe dazu auch die Ausführungen oben unter 4.4.2.b. 

192 EuGH Rs C-353/99, Hautala, Slg 2001, S I-9565, Rn 21ff. 
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d. Exkurs: VO über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten (TransparenzVO) 

Da das Recht auf Zugang zu Dokumenten zwar grundrechtlich in Art 42 GRC verankert 

ist, die Vorschriften zur näheren Ausgestaltung dieses Rechts jedoch in der auf Grundlage 

von Art 255 Abs 2 EG erlassenen TransparenzVO geregelt sind, soll diese VO in ihren 

Grundzügen nun dargestellt werden. Sie regelt nicht nur die Grundsätze und 

Bedingungen des Rechts auf Zugang zu Dokumenten und dessen Beschränkungen 

aufgrund öffentlicher oder privater Interessen, sondern enthält darüber hinaus auch 

Verfahrensregelungen, die eine möglichst einfache Ausübung des Zugangsrechts 

sicherstellen sollen (Art 1 lit b TransparenzVO). Grundsätzlich ist dabei vorgesehen, dass 

Dokumente, die keinen der oben genannten Beschränkungen unterliegen, entweder auf 

schriftlichen Antrag oder direkt in elektronischer Form oder über ein Register zugänglich 

gemacht werden (Art 2 Abs 4 TransparenzVO). 

Anträge auf Zugang zu Dokumenten können von den berechtigten natürlichen und 

juristischen Personen193 schriftlich in jeder der Vertragssprachen194 an die Organe gestellt 

werden, ohne dass der Antragsteller eine Begründung abgeben muss. Unter schriftlichen 

Anträgen sind auch elektronische (schriftliche) Anträge, also insbesondere E-Mail, zu 

verstehen (Art 6 Abs 1 TransparenzVO). Besondere Formvorschriften müssen bei 

Abfassung des Antrages keine eingehalten werden, lediglich bezüglich der inhaltlichen 

Anforderung ist festgelegt, dass Anträge so präzise formuliert sein müssen, dass das 

Organ das betreffende Dokument ermitteln kann. Art 6 Abs 4 TransparenzVO enthält 

jedoch eine Verpflichtung der Organe, wonach die Bürger zu informieren sind, auf welche 

Art und an wen Anträge auf Zugang zu Dokumenten gestellt werden können 

beziehungsweise den Bürgern dabei Hilfe zu leisten ist195. Solche Informationen können 

                                                      

193 Zu den Berechtigten durch das Recht auf Zugang zu Dokumenten siehe oben unter 4.2.1. 

194 Zu den Vertragssprachen siehe auch die Ausführungen zum Korrespondenzrecht unten unter 

4.4.4. 

195 Vgl auch Art 14 VO über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten, wonach jedes Organ 

die notwendigen Maßnahmen ergreift, um die Öffentlichkeit über die Rechte der VO zu 

informieren bzw die Mitgliedstaaten verpflichtet werden, bei der Bereitstellung von Informationen 

für die Bürger mit den Organen zusammenzuarbeiten. 
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beispielsweise in elektronischer Form auf der Homepage des betreffenden Organs 

bereitgehalten werden196. 

Beziehen sich Anträge auf besonders umfangreiche Dokumente oder eine große Anzahl 

von Dokumenten, können informelle Beratungen mit dem Antragsteller aufgenommen 

werden, um eine angemessene Lösung zu finden (Art 6 Abs 3 TransparenzVO). Solche 

informellen Beratungen rechtfertigen jedoch keine auch nur teilweise Ablehnung des 

Zugangs, da es sich hierbei nicht um (Teil-)Beschränkungen, wie sie in Art 4 

TransparenzVO enthalten sind, handelt, sondern um eine besondere Ausprägung des 

Verfahrens. 

Sofern ein Organ innerhalb einer Frist von 15 Tagen keinen oder keinen vollständigen 

Zugang zu dem angeforderten Dokument einräumt oder eine begründete schriftliche 

Ablehnung an den Antragsteller richtet, hat der Antragsteller das Recht, einen 

Zweitantrag zu stellen (Art 7 TransparenzVO). Für einen solchen Zweitantrag ist dem 

Organ wiederum eine Frist von 15 Tagen zur Entsprechung eingeräumt. Wir diesem 

Antrag nicht fristgerecht entsprochen, so hat das Organ eine begründete197, mit einer 

Rechtsbehelfbelehrung versehene schriftliche Ablehnung an den Antragsteller zu richten. 

Die Rechtsmittelbelehrung hat zumindest Hinweise auf die Nichtigkeitsklage sowie die 

Anrufung des Bürgerbeauftragten zu enthalten. Gegen die Verweigerung des Zugangs 

nach einem Zweitantrag, die sich nicht in einer pauschalen Wiederholung der Ablehnung 

des Erstantrags erschöpfen darf198, ist die Erhebung einer Klage beim EuG 

beziehungsweise die Anrufung des Bürgerbeauftragten vorgesehen (Art 8 

TransparenzVO). 

                                                      

196 Vgl zB das Dokumentenregister des Rats online unter 

http://ue.eu.int/docCenter.asp?lang=de&cmsid=245. 

197 Die Begründung einer ablehnenden Entscheidung muss zwar die konkrete Darstellung der 

Geheimhaltungserfordernisse in Bezug auf das konkrete Dokument enthalten, eine 

Konkretisierung ist jedoch nur insoweit geboten, als die von den Beschränkungen nach Art 6 

TransparenzVO geschützten Interessen nicht beeinträchtigt werden, EuG Rs T-105/95, WWF UK, 

Rn 65; vgl aber auch EuG Rs T-188/98, Kuijer, Slg 2000, S II-1959, Rn 36, wonach die Begründung 

nicht nur im Hinblick auf den Wortlaut, sondern anhand des Kontext und aller übrigen mit ihr in 

Zusammenhang stehenden Rechtsvorschriften zu beurteilen ist. 

198 EuG Rs T-188/98, Kuijer, Rn 46f. 
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Kommt es nach einer Verweigerung eines Zweitantrages zu einem Gerichtsverfahren, so 

ist das EuG lediglich zur Prüfung der Einhaltung der in der TransparenzVO festgelegten 

Verfahrensvorschriften sowie der Begründungserfordernisse, des Sachverhalts und der 

Tatsachenwürdigung berufen, nicht jedoch zur Fällung einer Entscheidung anstelle des 

verweigernden Organs199. Die Nichtigerklärung gegen eine ablehnende Entscheidung 

erfolgt, wenn das verweigernde Organ oder die verweigernde Einrichtung einen Fehler 

bei der Begründung des ablehnenden Zweitantrages begangen haben200 oder die 

angefochtene Entscheidung keine Begründung enthält. 

Die Entsprechung eines Antrags durch Gewährung des Zugangs zu den angeforderten 

Dokumenten kann – je nach Wunsch des Antragstellers – durch Einsichtnahme vor Ort 

oder Bereitstellung und Übersendung von (auch elektronischen) Kopien erfolgen. Die 

Kosten für die Anfertigung und Übersendung der Kopien können ab einer bestimmten 

Menge dem Antragsteller in Rechnung gestellt werden (Art 10 TransparenzVO). 

Sind Dokumente bereits von den betreffenden Organen freigegeben worden und in 

elektronischer Form oder über ein Register201 problemlos zugänglich, so können die 

Organe einem Antrag auf Zugang zu einem solchen Dokument auch durch die 

Information, auf welche Art der Antragsteller das angeforderte Dokument erhalten kann, 

nachkommen (Art 10 Abs 2 TransparenzVO). Die näheren Bestimmungen über den 

direkten Zugang in elektronischer Form oder über Register finden sich in den Art 11 u 12 

TransparenzVO. Zusätzlich zu den Rechtsakten, die in Art 254 EG enthalten sind, sind 

nach diesen Vorschriften auch weitere Dokumente wie beispielsweise 

Kommissionsvorschläge, gemeinsame Standpunkte oder Rahmenbeschlüsse im Amtsblatt 

zu veröffentlichen. Darüber hinaus wird den Organen das Recht eingeräumt, in den 

jeweiligen Geschäftsordnungen noch weitere Dokumente für eine Veröffentlichung im 

ABl vorzusehen (Art 13). 

                                                      

199 EuG Rs T-111/00, BAT, Rn 41ff. 

200 EuG, Rs T-204/99, Mattila, Slg 2001, S II-2265, Rn 60. 

201 Vgl den Beschluss 2000/23 des Rates vom 6. 12. 1999 zur Verbesserug der Information über die 

Gesetzgebungstätigkeit des Rates und das öffentliche Register der Ratsdokumente, ABl 2000 Nr L 

9, S 22; Beschluss 2001/320 des Rates vom 9. 4. 2001, mit dem bestimmte Kategorien von 

Ratsdokumenten der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden, ABl 2001 Nr L 111, S 29. 
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Gemäß Art 17 Abs 2 TransparenzVO veröffentlicht die Kommission bis spätestens 31. 

Jänner 2004 einen Bericht über die Anwendung der Grundsätze der VO und legt 

Empfehlungen vor, gegebenenfalls mit Vorschlägen für die Überprüfung der VO und für 

ein Aktionsprogramm für die von den Organen zu ergreifenden Maßnahmen. Dieser 

Bericht ist wie auch die jährlichen Berichter der Kommission gem Art 17 Abs 1 

TransparenzVO auf der Homepage der Kommission abrufbar202. Durch die Aufnahme des 

Dokumentenzugangsrechts in die Grundrechtscharta und die damit verbundene 

Verbürgung dieses Rechts als Grundrecht ergeben sich wohl bestimmte positive 

Schutzpflichten zur faktischen Gewährleistung des Grundrechts, die nicht nur die 

Kommission – wie in Art 17 Abs 2 TransparenzVO geregelt – zur Überwachung dieser 

Verordnung verpflichten. Darüber hinaus wird auch der Gesetzgeber der Union 

verpflichtet, die von der Kommission geäußerten Vorschläge und Aktionsprogramme 

dann umzusetzen, wenn durch diese das Recht auf Zugang zu Dokumenten (besser) 

gewährleistet wäre. 

 

4.4.3. Begründungspflicht 
Die Pflicht zur Begründung von Entscheidungen203 war bereits vor der Aufnahme in 41 

Abs 2 GRC Bestandteil des Primärrechts, da Art 253 EG (Art I-38 EV) eine entsprechende 

Verpflichtung der Verwaltung vorsieht. Gegenüber der Bestimmung des EG wird durch 

die Aufnahme der Begründungspflicht in das Recht auf eine gute Verwaltung nicht nur 

der Adressatenkreis über Rat, Kommission und Parlament hinaus auf alle Organe und 

Einrichtungen der Union erweitert, sondern gleichzeitig dieses Recht als Grundrecht des 

Einzelnen auf Entscheidungsbegründung verankert. Der Gerichtshof betrachtet die 

Begründungspflicht in engem Zusammenhang mit dem Recht auf Parteiengehör204 als 

                                                      

202 KOM(2004) 45; http://www.europa.eu.int/comm/secretariat_general/sgc/acc_doc/index_de.htm. 

203 Zu begründen sind nach Art 253 EG und wohl auch nach Art Art 4 GRC bloß individuelle 

Maßnahmen, gegen die der Einzelne über einen gerichtlichen Rechtsbehelf verfügen muss, nicht 

aber generelle (nationale) Maßnahmen; vgl dazu EuGH Rs C-70/95, Sodemare, Slg 1997, S I-3395, 

Rn 19. 

204 EuGH Rs 17/74, Transocean Marine Paint, Rn 15; EuGH Rs 85/76, Hoffmann-La Roche, Rn 9, 

EuGH Rs 322/81, Michelin, Rn 7; EuGH Rs C-32/95, Lisrestal, Rn 21. 
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Grundprinzip des Gemeinschaftsrechts205: Erst durch die Begründungspflicht kann der 

Betroffene die ihm zukommenden Verteidigungsrechte – insbesondere bei ihn 

benachteiligenden Entscheidungen – wahrnehmen. Davon unabhängig sichert die 

Begründungspflicht die Überprüfbarkeit und rechtliche Kontrolle von Entscheidungen 

durch die Gerichtsbarkeit206. Aus diesen Überlegungen lässt sich meines Erachtens 

ableiten, dass sich die Begründungspflicht wohl nur auf Entscheidungen mit 

Außenwirkung beziehen kann, nicht jedoch auf rein im Innenverhältnis der Union 

wirksame Entscheidungen. 

Das Recht auf Begründung von Entscheidungen umfasst vor allem die Verpflichtung der 

Behörde beziehungsweise Einrichtung, die Entscheidungsbegründung, also die 

Überlegungen der entscheidenden Einheit, klar und eindeutig zu verfassen. Dabei ist es 

nicht notwendig, dass sämtliche Tatsachen und rechtlich relevanten Aspekte enthalten 

sind207. Nach der ständigen Judikatur ist es ausreichend, dass die entscheidungstragenden 

Gründe den Gerichten für eine eventuelle rechtliche Kontrolle erkenntlich sind208 

beziehungsweise dass sie der einzelne Betroffene zur Wahrung seiner 

Verteidigungsrechte, insbesondere bei ihn benachteiligenden Entscheidungen, erkennen 

kann209. Die Anforderungen an die Begründung sind also nicht nur rein am Maßstab der 

Leseart eines Richters zu messen, sondern müssen auch für die Parteien verständlich 

gefasst sein. 

In Bezug auf den Umfang der Begründung hat das EuG festgehalten, dass die 

Begründung nicht zwingend sämtliche Erwägungen des entscheidenden Organs 

enthalten muss, sofern diese dem Adressaten einer individuellen Entscheidung bereits 

durch das Verfahren bekannt waren, da er in das Verfahren entsprechend eingebunden 

                                                      

205 EuGH Rs C-181/90, Consorgan, Rn 15f; EuGH Rs C-189/90, Cipeke, Rn 15ff. 

206 EuGH Rs 24/62, Deutschland/Kommission, Slg 1963, S 141/155; EuGH Rs C-233/64, 

Deutschland/EP u Rat, Slg 1997, S I-2405, Rn 25. 

207 EuGH Rs C-100/99, Italien/Rat u Kommission, Slg 2001, S I-5217, Rn 63. 

208 EuGH Rs C-189/90, Cipeke, Rn 14. 

209 EuGH Rs 17/74, Transocean Marine Paint, Rn 15; EuGH Rs 85/76, Hoffmann-La Roche, Rn 9, 

EuGH Rs 322/81, Michelin, Rn 7; EuGH Rs C-32/95, Lisrestal, Rn 21. 
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war 210. Durch diese Tendenz in der Rechtsprechung ist die Begründungspflicht gerade in 

Wettbewerbsverfahren stark verwässert, da solche Verfahren weitgehend auf einer 

entsprechenden Einbindung und vor allem Beteiligung der beteiligten Unternehmen, die 

gleichzeitig aber die Adressaten darstellen, basieren. 

Die Begründung darf aber nicht nur formelhaft sein, sondern muss die erfolgte 

Einzelfallprüfung erkennen lassen211. Aus der Verpflichtung zur Begründung nach den 

Umständen und unter Berücksichtigung des besonderen Verfahrens des Einzelfalls212 folgt 

auch, dass die Begründung individueller Rechtsakte höheren Anforderungen genügen 

muss, als die Begründung abstrakter, insbesondere gesetzgeberischer Rechtsakte. Erhöhte 

Anforderungen ergeben sich auch bei einer beabsichtigten Abweichung von der 

bestehenden Entscheidungspraxis213. 

Eine Einschränkung der Begründungspflicht besteht im Falle entgegenstehender 

schutzwürdiger Interessen, wie zum Beispiel Geheimhaltungsinteressen214: In solchen 

Fällen ist darauf zu achten, dass die zu schützenden Interessen ausreichend gewahrt und 

nicht durch eine ausführlich den eben dargelegten Kriterien entsprechende Begründung 

verletzt werden. 

Ist eine Entscheidung in sich widersprüchlich, so liegt eine Verletzung der 

Begründungspflicht vor. Dies ist immer dann der Fall, wenn die rechtliche oder 

tatsächliche Begründung nicht logisch mit der Rechtshandlung vereinbar ist215. 

Eine fehlende oder nach den eben erläuterten Kriterien mangelhafte Begründung führt zu 

einer fehlerhaften Entscheidung. Dieser Fehler kann nach Erlass der Entscheidung nicht 

                                                      

210 EuG Rs T-504/93, Thiecé Ladbroke, Slg 1997, S II-923, Rn 74.  

211 EuGH Rs C-84/94, Vereintes Königreich/Rat, Slg 1996, S I-5755, Rz 74ff. 

212 EuGH Rs 32/86, Sisma; Slg 1987, S 1645, Rn 8; EuGH Rs C-181/90, Consorgan, Rn 14; EuGH Rs 

C-189/90, Cipeke, Rn 14. 

213 EuGH verb RS 142 u 156/84, BAT und Reynolds, Slg 1987, S 4487, Rn 71. 

214 EuGH Rs C-254/95, Angelo Innamorati, Slg 1996, S I-3423, Rn 24. 

215 So bereits EuGH Rs 2/56, Geitling, Slg 1957, S 7, 37; mwN Calliess in: Calliess/Ruffert (Hrsg), 

Kommentar zum EU-Vertrag und EG-Vertrag, 2. Auflage 2002, Art 253, Rn 25. 

 60



mehr behoben werden216, muss aber nicht automatisch zur Nichtigkeit der gesamten 

Entscheidung führen. Zur Nichtigkeit führt eine Anfechtung nach der Rechtsprechung 

nur dann, wenn es sich um eine Verletzung von wesentlichen Formvorschriften handelt, 

worunter man insbesondere ein Fehlen jeglicher Begründung oder widersprüchliche und 

unlogische Begründungen von Entscheidungen versteht. Über diese Rechtsprechung 

existiert in der Literatur eine rege Diskussion, ob unbegründete oder schlecht begründete 

Entscheidungen grundsätzlich aufzuheben sind, oder aber dann nicht, wenn eine 

Aufhebung nur zum Erlass einer neuerlichen Entscheidung mit gleichem Inhalt führen 

würde217. In Anbetracht der Verankerung in Art 4 GRC sowie des Rechtsstaatsprinzips ist 

wohl davon auszugehen, dass Entscheidungen, die unter Verletzung der 

Begründungspflicht zustande gekommen sind, grundsätzlich aufzuheben sind. Eine 

solche Auslegung entspricht auch dem Gedanken der Transparenz218. Sofern eine 

Aufhebung durch den EuGH nicht von Amts wegen erfolgt219, kann eine solche von den 

Parteien beantragt werden. 

 

4.4.4. Korrespondenzrecht 
Art 41 Abs 4 GRC enthält ein Recht auf Verständigung in den Sprachen der Verfassung. 

Jeder Mensch kann sich in einer der Sprachen der Verfassung an die Organe der Union 

wenden und hat das Recht, eine Antwort in derselben Sprache zu erhalten. In Art IV-448 

Abs 1 EV werden als Sprachen der Union sämtliche Sprachen der Mitgliedstaaten mit 

Ausnahme von Luxemburgisch bezeichnet220. Ein inhaltlich entsprechendes Recht hat – 
                                                      

216 EuGH Rs 18/57, Nold, Slg 1958/1959, S 89/115; EuGH Rs 137/92, BASF, Slg 1994, S I-2555, Rn 

67f. 

217 Zur Diskussion, vgl zB Daig, Nichtigkeits- und Untätigkeitsklagen im Recht der Europäischen 

Gemeinschaft, 1984, S 129ff; Müller-Ibold, Die Begründungspflicht im europäischen 

Gemeinschaftsrecht, 1990, S 113. 

218 Calliess in: Calliess/Ruffert (Hrsg), Kommentar zum EU-Vertrag und EG-Vertrag, 2. Auflage 2002, 

Art 253, Rn 26. 

219 EuGH Rs 18/57, Nold, S 116; EuGH Rs 158/80, Rewe, Slg 1981, S 1805, Rn 26f. 

220 Vgl dazu auch VO Nr 1/1958 des Rates vom 15. April 1978 zur Regelung der Sprachenfrage für 

die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, ABl EG 1958 Nr 17, S 385, zuletzt geändert durch die 

Akte betreffend den Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik 
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auch schon vor der Aufnahme in die Grundrechtscharta – Art 21 EG letzter Satz 

vorgesehen, wonach sich die Unionsbürger in den Sprachen des Vertrages an die Organe 

und Einrichtungen der Gemeinschaft wenden können und eine Antwort in derselben 

Sprache erhalten müssen. 

Vergleicht man nun diese beiden Bestimmungen, so fallen zwei Unterschiede auf: 

• Der Kreis der Berechtigten ist im Rahmen des Korrespondenzrechts des Art 41 

Abs 4 GRC über die Unionsbürger hinaus auf alle Menschen erweitert. 

• Auch in Bezug auf den Kreis der Verpflichteten besteht ein Unterschied: Während 

in der Grundrechtscharta lediglich von den Organen der Union die Rede ist, 

spricht Art 21 EG ausdrücklich von Organen und „jeder Einrichtung“ (der 

Gemeinschaft). 

Betrachtet man das Korrespondenzrecht des Art 41 GRC mit den restlichen vom Recht auf 

eine gute Verwaltung umfassten Garantien und dem Wortlaut des Abs 1, sind von Abs 4 

wohl nicht nur Organe und der Bürgerbeauftragte221, sondern auch sonstige 

Einrichtungen der Union erfasst222. Eine solche Auslegung deckt sich auch mit den 

horizontalen Bestimmungen des Art 52 Abs 2 GRC, nach denen die Bestimmungen der 

Grundrechtscharta nicht im Sinne einer Einschränkung der durch das bestehende 

Gemeinschaftsrecht bereits eingeräumten Rechte ausgelegt werden darf223. 

                                                                                                                                                                 

Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 

der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen 

Union, ABl 2003 Nr L 236, S 959. Nach Art 1 der VO ist Irisch (Gälisch) zwar Vertragssprache, aber 

nicht Amts- oder Arbeitssprache. Diese Unterscheidung kann nach dem Wortlaut des Art 41 Abs 4 

GRC wohl nicht mehr aufrechterhalten werden, da auch Irisch als Sprache der Verfassungs 

anzusehen ist. 

221 Zur weitgehenden Gleichstellung des Bürgerbeauftragten mit den Gemeinschaftsorganen siehe 

Sander in: Holoubek/Lienbacher (Hrsg), Kommentar zur europäischen Grundrechtscharta, im 

Erscheinen, Art 43, Rn 8ff. 

222 AM Magiera in: Meyer (Hrsg), Kommentar zur Charta der Grundrechte der Europäischen Union, 

Art 41, Rn 26. 

223 Vgl Rumler-Korinek in: Holoubek/Lienbacher (Hrsg), Kommentar zur europäischen 

Grundrechtscharta, im Erscheinen, Art 52, Rn 11ff. 
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Neben dem Recht des Einzelnen, sich in einer der Verfassungssprachen mit den Organen 

und Einrichtungen der Union zu verständigen, enthält Art 41 Abs 4 GRC eine 

gleichzeitige Verpflichtung der Organe und Einrichtungen, Anfragen – in der jeweiligen 

Sprache – zu beantworten224. Anders als Art 21 letzter Satz EG ist das 

Verständigungsrecht des Art 41 GRC nicht auf die Schriftform beschränkt. Vielmehr ist 

davon auszugehen, dass es sinngemäß auch für (fern-)mündliche oder elektronische 

Anfragen gilt225. Für diese Auslegung spricht nicht nur die allgemeine Transparenz einer 

guten Verwaltung, sondern beispielsweise auch der Kodex für eine gute 

Verwaltungspraxis der Kommission, der neben dem Schriftverkehr auch Regelungen für 

Telephongespräche und die Behandlung elektronischer Post enthält226. Nicht unerwähnt 

bleiben sollen in diesem Zusammenhang die Schwierigkeiten bei der Umsetzung in 

Hinblick auf Telephongespräche, da ja bei jeder Anfrage ein Mitarbeiter verfügbar sein 

muss, der die jeweilige Sprache des Anfragenden beherrscht. Bei der Behandlung von 

Anfragen in schriftlicher (elektronischer) Form ist dies kein allzu großes Problem, da hier 

ja nicht sofort geantwortet werden muss, sondern der Zeitpunkt der Bearbeitung einer 

schriftlichen Anfrage typischerweise nicht mit dem Eingangszeitpunkt ident ist. 

 

                                                      

224 Vgl in diesem Zusammenhang auch EuGH Rs C-274/96, Bickel & Franz, Slg 1998, S I-7637, in der 

eine nationale Regelung als Art 6 EG (nunmehr Art 12 EG) entgegenstehend qualifiziert wurde, die 

Bürgern, die eine bestimmte Sprache sprechen, bei der es sich nicht um die Hauptsprache des 

betreffenden Mitgliedstaates handelt, und die im Gebiet einer bestimmten Körperschaft leben, den 

Anspruch darauf einräumt, dass Strafverfahren in ihrer Sprache durchgeführt werden, ohne dieses 

Recht auch den Angehörigen anderer Mitgliedstaaten einzuräumen, die dieselbe Sprache sprechen 

und sich in diesem Gebiet bewegen und aufhalten. 

225 AM Magiera in: Meyer (Hrsg), Kommentar zur Charta der Grundrechte der Europäischen Union, 

Art 41, Rn 26. 

226 Kodex S 6f, wobei die elektronische Post bis zu einem gewissen Grad der Komplexität 

grundsätzlich nach den Leitlinien für Telephongespräche zu behandeln sind, ansonsten wie 

Schriftstücke. 
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4.5. Weitere Verfahrensgrundrechte 
Die Aufzählung der besonderen Verfahrensrechte in Art 41 Abs 2 GRC ist durch die 

Aufnahme der Formulierung „Dieses Recht umfasst insbesondere“ keine abgeschlossene, 

wodurch sich ein weiter Interpretationsspielraum für das in Abs 1 enthaltene allgemeine 

Recht auf eine gute Verwaltung bietet. Anhaltspunkte für diese Interpretation 

beziehungsweise Konkretisierung finden sich nicht nur im oben ausführlich behandelten 

Weißbuch „Europäisches Regieren“ der Kommission, sondern vor allem im Kodex für 

eine gute Verwaltungspraxis227, der die Bediensteten der Kommission, auf die das 

Beamtenstatut der Gemeinschaften anwendbar ist, bindet, wie auch im vom Europäischen 

Bürgerbeauftragten erarbeiteten Europäischen Kodex für eine gute Verwaltungspraxis228. 

Neben den in der Grundrechtscharta ohnehin enthaltenen Rechten wie beispielsweise 

dem Recht auf Schutz der personenbezogenen Daten (Art 8 GRC) oder die in dieser 

Arbeit behandelten Verfahrensgrundrechte, finden sich in diesen beiden Kodizes weitere 

elementare und für eine „gute Verwaltung“ an und für sich selbstverständliche 

Grundsätze, wie beispielsweise Rechtsmäßigkeit, Gleichbehandlung, Verhältnismäßigkeit 

und Objektivität. Die Inhalte dieser Kodizes sind zwar qualitativ keine Grundrechte, 

soweit sie nicht bereits durch Art 41 GRC mitumfasst sind, sondern stellen – wie eingangs 

dieses Abschnitt ausgeführt – lediglich Anhaltspunkte für die Auslegung des Rechts auf 

eine gute Verwaltung dar. Ebenfalls enthalten sind ein Missbrauchsverbot229, sowie 

Regeln über die Kommunikation mit dem Bürger beziehungsweise Behandlung von 

Anfragen230. 

Der Europäische Kodex für eine gute Verwaltungspraxis des Bürgerbeauftragten enthält 

darüber hinausgehend auch noch allgemeine Anstandsregeln. So sind die Fairness und 

die Höflichkeit im Umgang mit der Öffentlichkeit zu beachten231. In eine ähnliche 

Richtung zielt die durch die Gerichtsbarkeit entwickelte Sorgfalts- und Fürsorgepflicht 
                                                      

227 ABl 2000 Nr L 267, S 63 (im Folgenden als Kodex zitiert). 

228 Veröffentlichung als Folder des Amts für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Union, 

online verfügbar unter http://www.euro-ombudsman.eu.int/code/pdf/de/code_de.pdf. 

229 Art 4-9 Europäischer Kodex, S 3f Kodex. 

230 Art 10, 14, 15, 17, 19 u 22 Europäischer Kodex; S 5ff Kodex. 

231 Art 11 u 12 Europäischer Kodex. 

 64



der Organe und Einrichtungen im Zusammenhang mit dem Zustandekommen von 

Entscheidungen232 ab. Danach müssen Entscheidungen unter Berücksichtigung des 

Einzelfalles und der Besonderheiten des Verfahrens auf Grundlage einer genauen 

Ermittlung aller Informationen vorbereitet werden233. 

Der Kodex für eine gute Verwaltungspraxis der Kommission enthält nicht nur weitere 

Verfahrensgrundsätze, sondern sieht auch Beschwerdemöglichkeiten über den Dienstweg 

(Generalsekretariat der Europäischen Kommission) oder an den Europäischen 

Bürgerbeauftragten vor, sofern ein Verstoß gegen in dem Kodex festgeschriebene 

Verhaltensregeln vorliegt234. Über diese beiden Kodizes finden sich weitere 

Anhaltspunkte für eine Konkretisierung des Rechts auf eine gute Verwaltung in der 

Beschreibung seiner Prüfungskompetenz durch den Bürgerbeauftragten in dessen 

Jahresbericht 1995235. 

Ebenfalls als Verfahrensgrundsatz wurde – im Kartellverfahren nach der VO 17/62 – vom 

EuGH der Grundsatz der Vertraulichkeit des Schriftverkehrs zwischen Mandanten und 

ihren Anwälten bezeichnet236. 

Durch die bewusst interpretationsoffene Formulierung des Art 41 Abs 2 GRC bleibt es 

dem EuGH nicht verwehrt, noch weitere Ausprägungen und Aspekte dieses 

Verfahrensgrundrechts beziehungsweise Interpretationshilfen zu schaffen oder die 

                                                      

232 EuGH Rs 321/85, Schwiering, Slg 1986, S 3199, Rn 18; EuG verb Rs T-33 u 34/98, Petrotub SA, Slg 

1999, S II-3837, Rn 133. 

233 EuGH Rs C-255/90, Burban, Slg 1992, S I-2253, Rn 7; EuG T-231/91, New Europe Consulting, Rn 

41. 

234 S 8 Kodex. 

235 Jahresbericht des Bürgerbeauftragten 1995, P I.3.2., in dem folgende Missstände beispielhaft 

aufgezählt sind: Unregelmäßigkeiten in der Verwaltung, Versäumnisse in der Verwaltung, 

Machtmissbrauch, Fahrlässigkeit, rechtswidrige Verfahren, Unfairness, Fehler und Inkompetenz, 

Ungleichbehandlung, verhinderbare Verzögerungen, fehlende Information oder zurückgewiesene 

Informationsersuchen. 

236 EuGH Rs 155/79, AM and S Europe Ltd, Slg 1982, S 1575, Rn 22ff. 
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bestehenden, größtenteils in der Grundrechtscharta abgebildeten Verfahrensgrundrechte 

zu erweitern beziehungsweise zu konkretisieren237. 

 

4.6. Recht auf Schadenersatz – 
außervertragliche Haftung der Union 

 

4.6.1. Gegenstand 
Art 41 Abs 3 GRC gewährt einen umfassenden Anspruch auf Ersatz der Schäden, welche 

die Union, die Organe oder Bedienstete in Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursacht 

haben. Der Ersatz des Schadens soll nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, die den 

Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind, erfolgen, wobei die Kompetenz 

zur Konkretisierung dieser allgemeinen Rechtsgrundsätze der mitgliedstaatlichen 

Rechtsordnungen der Gerichtsbarkeit zukommt238. 

Das Schadenersatzrecht stellt in Hinblick auf das umfassende Recht auf eine gute 

Verwaltung die logische Ergänzung der in Art 41 Abs 1 u 2 GRC geregelten 

Verfahrensgrundrechte dar und war bereits vor der Kodifikation der Grundrechte 

Bestandteil des Primärrechts. Die Grundlage für das Schadenersatzrecht nach der 

Grundrechtscharta bildet nach den Erläuterungen des Präsidiums des 

Grundrechtskonvents Art 288 EG (Art III-337 EV), der daher in weiterer Folge auch als 

Interpretationsmaßstab herangezogen werden soll. 

 

4.6.2. Tatbestandsmerkmale 
Eine haftungsbegründende Handlung von Organen beziehungsweise Bediensteten liegt 

nach der Judikatur des EuGH zur außervertraglichen Haftung der Gemeinschaft nach Art 

288 EG (Art III-337 EV) immer dann vor, wenn sie rechtswidrig gesetzt wurde, ein 

                                                      

237 Vgl zu den bestehenden Verfahrensrechten ausführlich Schwarze, Europäisches 

Verwaltungsrecht, Bd II, S 1135ff. 

238 v Bogdandy in: Grabitz/Hilf, Das Recht der Europäischen Union, 21. Lfg, München 1990 (1. Lfg), 

Art 215, Rn 29. 
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tatsächlicher Schaden eingetreten ist und zwischen der vorgeworfenen Handlung und 

dem Schaden ein Kausalzusammenhang besteht239. 

 

a. Der Handlungsbegriff 

Vom Handlungsbegriff des Art 41 Abs 3 GRC sind alle Organe, Bediensteten und 

sonstigen Stellen umfasst, die im Namen und für Rechnung der Gemeinschaft tätig 

werden240, sofern deren Handeln nach außen wirkt241. Die Haftung nach Art 288 EG (Art 

III-337 EV) erstreckt sich darüber hinaus auch auf eine subsidiäre, der Haftung aufgrund 

des Gründungsstatuts nachgelagerte Haftung der Gemeinschaft für selbständige 

juristische Personen des Gemeinschaftsrechts, da sich die Gemeinschaft nicht durch die 

Gründung solcher Einheiten (zB Agenturen, Ämter) der Haftung entziehen können 

darf242. Diese Ausweitung des Anwendungsbereichs ist aufgrund der Verweise in den 

Erläuterungen des Präsidiums des Grundrechtskonvents auch für das Schadenersatzrecht 

im Rahmen des Rechts auf eine gute Verwaltung vorzunehmen. 

Selbständige rechtswidrige Handlungen von mitgliedstaatlichen Organen und 

Einrichtungen bei der Anwendung von Gemeinschaftsrecht sind grundsätzlich nicht 

haftungsauslösend. Dennoch können solche selbständigen rechtswidrigen Handlungen 

nach der Judikatur eine Haftung der Gemeinschaft auslösen, wenn sie aufgrund von 
                                                      

239 EuGH Rs 4/69, Lütticke, Slg 1971, S 325, Rn 10; EuGH Rs 153/73, Holtz & Willemsen, Slg 1974, S 

675, Rn 3; EuGH Rs 49/79, Pool, Slg 1980, S 569, Rn 7; EuGH verb Rs 197-200, 243, 245 u 247/80, 

Ludwigshafener Walzmühle, Slg 1981, S 3211, Rn 18; EuGH Rs 59/83, Biovilac, Slg 1984, S 4057, Rn 10; 

EuGH Rs 281/84, Zuckerfabrik Bedburg, Slg 1987, S 49, Rn 17; EuGH Rs 50/86, Grands Moulins de 

Paris, Slg 1987, S 4833, Rn 9; EuGH Rs C-308/87, Grinfoni, Slg 1990, S I-1203, Rn 6; EuGH Rs C-

55/90, Cato, Slg 1992, S I-2533, Rn 19; EuGH Rs C-257/90, Italsolar, Rn 33; EuGH verb Rs C-258 u 

259/90, Pesquerias de Bermea u Navaria Laida, Slg 1992, S I-2901, Rn 42; EuGH Rs C-146/91, KYDEP, 

Slg 1994, S I-4199, Rn 19; EuG verb Rs T-458 u 523/93, ENU, Slg 1995, S II-2459, Rn 90; EuG Rs T-

514/93, Cobrecaf, Rn 65; EuG Rs T-168/94, Blackspur, Slg 1995, S II-2627, Rn 36; EuG verb Rs T-481 u 

484/93, Exporteurs in levende carkens, Slg 1995, S II-2941, Rn 80; EuG Rs T-54/96, Rubino, Rn 66. 

240 EuGH Rs C-370/89, SGEEM u Etroy, Rn 12ff. 

241 EuGH Rs 133/79, Sucrimex, Slg 1980, S 1299, Rn 17. 

242 Uerpmann, Mittelbare Gemeinschaftsverwaltung durch gemeinschaftsgeschaffene juristische 

Personen des öffentlichen Rechts, AöR 125 (2000), S 580ff. 
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verbindlichen Weisungen von Gemeinschaftsorganen gesetzt werden243 beziehungsweise 

wenn sie nach dem Verursacherprinzip einem Organ oder einer Einrichtung der 

Gemeinschaft zugerechnet werden können244. 

 

b. Rechtswidrigkeit durch Schutznormverletzung 

Das Verhalten der Organe und Bediensteten der Gemeinschaft kann in einem aktiven Tun 

oder – sofern eine entsprechende Pflicht zum Tätigwerden besteht – in einem Unterlassen 

bestehen245. Ein schuldhaftes Setzen ist nicht erforderlich246, jedoch muss die Handlung 

außenwirksam sein. Zur Erfüllung des Tatbestandes reicht die Rechtswidrigkeit des 

Handelns247, die in der Verletzung einer Schutznorm zugunsten des Geschädigten besteht, 

wobei diese Schutznorm ein allgemeiner gemeinschaftsrechtlicher Grundsatz sein kann 

oder auch eine einzelne Bestimmung, die – nicht ausschließlich aber zumindest auch – 

den Interessen des Einzelnen zu dienen bestimmt ist248. Im Bereich des administrativen 

Unrechts, also bei der Verletzung einer Schutznorm durch einen individuellen Rechtsakt, 

ist die Rechtswidrigkeit gegeben, ohne dass weitere Voraussetzungen erfüllt sein 

                                                      

243 EuGH Rs 175/84, Krohn, Slg 1986, S 753, Rn 19. 

244 EuGH Rs C-146/91, KYDEP, Slg 1994, S I-4199, Rn 26; EuG T-231/91, New Europe Consulting, Rn 

29ff; EuG T-54/96, Oleifici, Slg 1998, S II-3377, Rn 56. 

245 EuGH Rs 145/83, Stanley Adams, Slg 1985, S 3539, Rn 44; EuGH Rs C-146/91, KYDEP, Rn 58; 

EuG Rs T-572, Odigitria, Slg 1995, S II-2025, Rn 35. 

246 Die Frage nach dem Verschulden ist vom EuGH bislang noch unbeantwortet geblieben bzw 

ausdrücklich offen gelassen worden. Die überwiegende Lehre nimmt an, dass – zumindest im 

wichtigsten Fall der Haftung für normative Rechtsakte von Gemeinschaftsorganen – eine 

Verschuldensprüfung verfehlt wäre. MwN Ruffert in: Calliess/Ruffert (Hrsg), Kommentar zum EU-

Vertrag und EG-Vertrag, 2. Auflage 2002, Art 288, Rn 21. 

247 EuG Rs T-390/94, Schröder, Slg 1997, S II-501, Rn 50; EuG Rs T-105/96, Pharos, Slg 1998, S II-285, 

Rn 47. 

248 EuGH verb Rs 5, 7 u 13-24/66, Kampfmayer, Slg 1967, S 331/354; EuGH Rs 152/88, Sofrimport, Slg 

1990, S 2477, Rn 26; siehe auch v Bogdandy in: Grabitz/Hilf, Das Recht der Europäischen Union, 21. 

Lfg, München 1990 (1. Lfg), Art 215, Rn 72. 
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müssen249. Unter Umständen kann auch rein faktisches Handeln, wie beispielsweise die 

Dienstfahrt mit einem privaten Kraftfahrzeug, haftungsauslösend sein, sofern ein 

gewisser Zusammenhang zu den Aufgaben der Gemeinschaft besteht250. Für die Haftung 

durch legislatives Unrecht, also durch die Verletzung einer Schutznorm durch 

Rechtssetzungsakte, ist nach der Rechtsprechung erst eine hinreichend qualifizierte, 

offenkundige und erhebliche, Schutznormverletzung haftungsauslösend, wenn es sich 

um komplexe Materien mit entsprechendem Regelungs- und Gestaltungsspielraum 

handelt251. Bloße Vorbereitungshandlungen sind für sich noch nicht 

haftungsbegründend252. 

 

c. Schadenseintritt und Kausalzusammenhang 

In Hinblick auf den Schaden verlangt die Judikatur den tatsächlichen Eintritt253 

beziehungsweise das unmittelbare Bevorstehen mit hinreichender Sicherheit254. 

Ersatzfähig sind sowohl materielle wie auch immaterielle Schäden255 sowie entgangener 

Gewinn256. Der Nachweis des Schadens obliegt dem Geschädigten257, wobei ein 

Mitverschulden anspruchsmindernd wirkt258. 

                                                      

249 EuG Rs T-390/94, Schröder, Rn 51. 

250 EuGH Rs 9/69, Sayag, Slg 1969, S 329, Rn 11. 

251 EuGH Rs 5/87, Schöppenstedt, Slg 1971, S 975, Rn 11; EuGH verb Rs 83 u 49/76 u 4, 15 u 40/77, 

HNL, Slg 1978, S 1209, Rn 4. Zur genaueren Darstellung der Qualifizierung der 

Schutznormverletzung nach der Schöppenstedt-Formel siehe insb v Bogdandy in: Grabitz/Hilf, Das 

Recht der Europäischen Union, 21. Lfg, München 1990 (1. Lfg), Art 215, Rn 86 bzw mit einer 

Kurzdarstellung der Kritik der Lehre Ruffert in: Calliess/Ruffert (Hrsg), Kommentar zum EU-Vertrag 

und EG-Vertrag, 2. Auflage 2002, Art 288, Rn 14ff. 

252 Detterbeck; Haftung der Europäischen Gemeinschaft und gemeinschaftsrechtlicher 

Staatshaftungsanspruch, AöR 2000, S 211. 

253 EuGH verb Rs 197-200, 243, 245 u 247/80, Ludwigshafener Walzmühle, Rn 50. 

254 EuGH Rs 281/84, Zuckerfabrik Bedburg, Rn 14. 

255 EuGH Rs 110/63, Willame, Slg 1965, S 859, S 880; EuGH Rs C-259/96, De Nil u Impens, Slg 1998, S 

I-2915, Rn 15. 

256 EuGH verb Rs C-104/89 u 37/90, Mulder; Slg 1992, S I-3061, Rn 16. 
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Das Recht auf Schadenersatz für von den Organen und Bediensteten der Gemeinschaft 

erursachte Schäden verlangt einen kausalen Zusammenhang zwischen dem der 

Gemeinschaft zuzurechnenden Handlungen und dem tatsächlich eingetretenen Schaden, 

wobei es der Gerichtshof als ausreichend ansieht, dass es sich um keine völlig entfernte 

Folge des Handeln eines Gemeinschaftsorgans handelt259. 

 

5. Auswirkungen auf Österreich 
Will man die Auswirkungen des Rechts auf eine gute Verwaltung auf die österreichische 

Rechtsordnung untersuchen, so muss man die in dieser Arbeit näher beleuchteten 

„Rechte“ in zwei Gruppen aufspalten. Einerseits geht es um „echte“ (Verfahrens-

)Grundrechte, wie beispielsweise das Akteneinsichtsrecht oder die Begründungspflicht, 

die von einzelnen Personen – seien das nun die Unionsbürger und in der Union ansässige 

Personen oder aber jede Person – tatsächlich durchgesetzt werden können. Zum anderen 

enthält Art 41 GRC vor allem über seinen programmatischen ersten Absatz aber auch in 

der in den oben behandelten Kodizes konkretisierten Form auch diverse Verpflichtungen 

der Organe und Einrichtungen, wie beispielsweise das Gebot der Höflichkeit oder der 

Fairness. In Bezug auf die zweite Kategorie von „Rechten“ kann festgehalten werden, 

dass solche oder ähnliche Bestimmungen in Österreich – wie auch in Deutschland und 

anderen Mitgliedstaaten – als Dienstpflichten oder Dienstvorschriften bezeichnet werden 

und daher auch in den entsprechenden Dienststellen der Verwaltung – mitunter auch 

innerhalb ein und des selben Staates – abweichend geregelt sein können. 

                                                                                                                                                                 

257 Zu den Anforderungen siehe v Bogdandy in: Grabitz/Hilf, Das Recht der Europäischen Union, 21. 

Lfg, München 1990 (1. Lfg), Art 215, Rn 105. 

258 v Bogdandy in: Grabitz/Hilf, Das Recht der Europäischen Union, 21. Lfg, München 1990 (1. Lfg), 

Art 215 Rn 46; Detterbeck; Haftung der Europäischen Gemeinschaft und gemeinschaftsrechtlicher 

Staatshaftungsanspruch, AöR 2000, S 217. 

259 EuGH verb Rs 64 u 113/76, 167 u 239/78, 27, 28 u 45/79, Dumortier Frères, Slg 1979, S 3091, Rn 

21. 
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Was die „echten“ Partei- oder Verfahrensgrundrechte anlangt, ist darauf zu achten, dass 

Art 4 GRC auf österreichische Behörden nicht ausdrücklich anwendbar ist. Da sich aber 

die im Primärrecht enthaltenen Garantien, wie auch die vom EuGH entwickelten 

Verfahrensgrundsätze, weitestgehend mit den in Art 4 GRC verbrieften Rechten decken 

beziehungsweise sogar die Grundlage für die Kodifikation in der Grundrechtscharta 

darstellen, sind diese auch für die Behörden der Mitgliedstaaten zu beachten. Dadurch 

unterliegt auch die Durchführung des Rechts der Union durch mitgliedstaatliche 

Behörden faktisch den Verpflichtungen eines Rechts auf eine gute Verwaltung. 

Anders sieht dies im Rahmen des Dokumentenzugangsrechts nach Art 42 GRC aus, 

sofern es nicht im Rahmen eines Verfahrens ausgeübt wird und den Bestimmungen über 

die Akteneinsicht unterliegt. Nachdem Art 42 GRC nur Organe, Einrichtungen, Ämter 

und Agenturen der EU, nicht jedoch die Mitgliedstaaten verpflichtet260, können aus der 

Grundrechtscharta keine Verpflichtungen für österreichische Behörden abgeleitet werden. 

In diesem Fall existiert jedoch eine inhaltlich ähnliche, wenn auch nicht mit einem 

entsprechenden Verfahren wie nach der TransparenzVO ausgestaltete Bestimmung in der 

österreichischen Bundesverfassung: Art 20 Abs 4 B-VG sieht für den Bereich der (Bundes-, 

Landes- und Gemeinde-)Verwaltung eine Auskunftspflicht vor, sofern diesem keine 

gesetzliche Verschwiegenheitspflicht (vgl Art 20 Abs 3 B-VG) entgegensteht. Anders als 

das Dokumentenzugangsrecht der Grundrechtscharta, begründet diese Bestimmung nach 

der österreichischen Rechtsprechung kein subjektives Recht, sondern lediglich eine 

Verpflichtung des Gesetzgebers, Inhalt und Umfang des Auskunftsrechts näher zu regeln 

und dabei subjektive Rechte einzuräumen261; eine entsprechende Konkretisierung findet 

sich in § 4 Abs 3 BundesministerienG, wobei diese Bestimmung meines Erachtens 

aufgrund ihrer allgemeinen Abfassung nicht geeignet ist, subjektive Rechte daraus 

abzuleiten262. Auch der in Österreich in Verfassungsrang befindliche Art 10 EMRK kann 

                                                      

260 Siehe dazu oben unter 4.2.2. 

261 VfSlg 12.838/1991. 

262 „Die Bundesminister haben weiters in geeigneter Weise dafür Sorge zu tragen, daß die ihren 

Bundesministerien nachgeordneten Verwaltungsbehörden, Ämter und Einrichtungen des Bundes 

innerhalb ihrer örtlichen und sachlichen Zuständigkeit Auskünfte erteilen, soweit eine 

Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit dem nicht entgegensteht.“ Vgl dazu auch Feik, Zugang 

zu EU-Dokumenten, S 22ff. 
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nach Judikatur und Lehre keine Verpflichtung des Staates begründen, einen Zugang zu 

Informationen zu gewährleisten oder gar selbst Informationen bereitzustellen263. Für den 

Bereich der Vollziehung lässt sich daher in Österreich keine mit Art 42 GRC vergleichbare 

Rechtsgrundlage finden. Für den Bereich der Rechtsetzung sei auf die entsprechenden – 

verfassungsgesetzlich gebotenen – Publizitätsvorschriften des BGBlG264 verwiesen. Diese 

sind zwar nicht mit dem Dokumentenzugangsrecht nach Art 42 GRC vergleichbar, 

erfüllen für die innerstaatliche österreichische Gesetzgebung aber jene Vorgaben, die zum 

Beispiel das Weißbuch „Europäisches Regieren“ der Kommission unter den Schlagworten 

„Transparenz“, „Öffentlichkeitswirksamkeit“ und „Offenheit“ nicht nur für den Bereich 

der europäischen Verwaltung, sondern auch für die Rechtsetzung auf Ebene der Union 

fordert265. 

Zusammenfassend ergibt sich daher, dass österreichische Behörden jedenfalls dann nicht 

an die Verfahrensgrundrechte des EV gebunden sind, wenn sie nicht funktionell 

Unionsrecht vollziehen, wie es beispielsweise bei Entscheidungen im Bereich der 

Steuerverwaltung. In diesem Bereich existieren jedoch in den einzelnen 

Verfahrensordnungen entsprechende Vorschriften wie zum Beispiel die Parteirechte nach 

dem AVG, die sich im Großen und Ganzen mit den vom EuGH – eben aus den 

Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten – entwickelten Verfahrensgrundsätzen decken. 

                                                      

263 VfSlg 11.2797/1987; VfSlg 12.104/1989; VfSlg 13.577/1993. 

264 Bundesgesetz über das Bundesgesetzblatt 2004, BGBl I 100/2003; zur authentischen 

Kundmachung des BGBl via Internet vgl Sander, eRecht - Das Gesetz im Internet, JRP 2003, S 73, 

Laurer, Neues vom Bundesgesetzblatt - Oder: ein Blatt, in dem man nicht blättern kann, ÖJZ 2004, S 

33. 

265 Vergleichbar sind unter diesem Aspekt auf jeden Fall das EUR-LEX-Portal unter 

http://europa.eu.int/eur-lex/de/index.html und das Rechtsinformationssystem des Bundes unter 

http://www.ris.bka.gv.at/. Soweit das österreichische Rechtsinformationssystem den 

Entstehungsprozess von abstrakten Rechtsakten nicht so umfangreich und detailliert wie das 

europäische Pendant abbildet, sei – für die Ebene der Bundesgesetzgebung – auf das Portal des 

österreichischen Nationalrates verwiesen, wo bis hin zu den stenographischen Protokollen der 

einzelnen Sitzungen der gesamte Rechtsetzungsprozess dokumentiert ist: 

http://www.parlament.gv.at/. 
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Im Hinblick auf die außervertragliche Haftung des 41 Abs 3 GRC sind von den 

Bestimmungen des EV lediglich Handlungen von Organen oder Bediensteten der 

Gemeinschaft umfasst, nicht jedoch selbständige rechtswidrige Handlungen von 

mitgliedstaatlichen Organen und Einrichtungen bei der Anwendung von 

Gemeinschaftsrecht, sofern sie nicht aufgrund von verbindlichen Weisungen von 

Gemeinschaftsorganen gesetzt werden oder verursachergerecht einem Organ oder einer 

Einrichtung der Gemeinschaft zugerechnet werden können266. Insofern fällt das Handeln 

von österreichischen Behörden immer dann nicht unter Art 41 Abs 3 GRC, wenn es sich 

um ein selbständiges Vollziehen von Gemeinschaftsrecht oder aber um den Vollzug von 

nationalem Recht handelt. In diesem Falle könnte ein entstandener Schaden bei Vorliegen 

der – den Voraussetzungen des Art 41 Abs 3 GRC sehr ähnlichen – weiteren 

Voraussetzung nach dem österreichischen AHG geltend gemacht werden. 

 

6. Ausblick – Was bringt das Recht auf 
eine gute Verwaltung in Zukunft? 

Wie sich aus all den Ausführungen ergibt, stellt die Aufnahme des Rechts auf gute 

Verwaltung (und teilweise auch die des Rechts auf Dokumentenzugang) in die Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union im Großen und Ganzen eine Bestandsaufnahme 

dar. Sei es, dass die „echten Verfahrensrechte“ bereits in den ersten Jahren des Bestehens 

der Gemeinschaften vom EuGH aus den gemeinsamen Verfassungstraditionen der 

Mitgliedstaaten abgeleitet, sei es, dass bestehende primärrechtliche (zB Art 255 EG) wie 

sekundärrechtliche Bestimmungen (zB TransparenzVO) in die im Zusammenhang mit 

good governance zu nennenden Bestimmungen der GRC eingearbeitet worden sind. Wenn 

die GRC, entweder im Rahmen der Verfassung oder – was nach dem Scheitern der beiden 

Verfassungsreferenden in Frankreich und den Niederlanden im Juni 2005 durchwegs eine 

Alternative wäre – als selbständiger Rechtsakt, in Kraft tritt so würden die in dieser 

Arbeit dargestellten Rechte als Grundrechte einheitlich und verbindlich für die gesamte 

Union gelten. 

                                                      

266 Siehe dazu oben unter 4.6.2.c. 
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Wenngleich die als allgemeine Rechtsgrundsätze bereits als Teil des Unionsrechts 

verbindlichen Verfahrensrechte innerhalb des direkten Vollzugs von Gemeinschaftsrecht 

bereits heute Geltung haben, knüpfen sich an eine Verbriefung als Grundrechte dennoch 

einige spannende Überlegungen: 

Selbst wenn – wie im Rahmen dieser Arbeit gezeigt – mitgliedstaatliche Behörden beim 

indirekten Vollzug des Gemeinschaftsrecht nicht an die Bestimmungen über eine gute 

Verwaltung gebunden sind, ist durch die Kodifikation der Ausdehnung des 

Anwendungsbereichs durch die europäische Rechtsprechung auch auf den 

mitgliedstaatlichen Vollzug zumindest die Türe geöffnet. Dies ist beispielsweise dort 

unproblematisch wo auf europäischer und nationaler Ebene vom Umfang her gleichartige 

oder zumindest ähnliche Regelungen existieren; in Österreich – wie auch in allen anderen 

Mitgliedstaaten – wird es in einem solchen Fall keine Probleme im Zusammenhang mit 

dem Recht auf Akteneinsicht beziehungsweise anderen klassischen Parteirechten geben. 

Anders sieht die Sache immer dann aus, wenn das Schutzniveau ein unterschiedliches ist. 

Führt man sich vor Augen, dass sich das Legalitätsprinzip des Art 18 B-VG in Österreich 

lediglich an den Gesetzgeber richtet, der Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung 

auf europäischer Ebene aber auch den Vollzug von „Gesetzen“ umfasst, so lässt sich 

erahnen, was eine solche Ausdehnung des Anwendungsbereiches bedeuten könnte. 

Einen zweiten Aspekt gilt es abschließend auch noch zu beleuchten, nämlich welche 

Funktion die GRC allgemein und die Bestimmungen über eine gute Verwaltung im 

Besonderen bereits heute haben. Zum einen berufen sich die Generalanwälte und das 

Gericht erster Instanz vereinzelt auf die – noch nicht in Kraft getretene – 

Grundrechtscharta, der Gerichtshof hat dies bislang vermieden greift aber laufend auf die 

allgemeinen Rechtsgrundsätze zurück, sofern es um gewisse Verfahrensrechte in 

Verwaltungsverfahren vor den europäischen Organen und Einrichtungen geht. Zum 

anderen geht auf einer informellen Ebene (soft law) ebenfalls eine nicht zu gering zu 

schätzende Wirkung von den in Art 41f GRC festgeschriebenen Rechten aus, gewisse 

Aspekte der guten Verwaltungsführung beziehungsweise der Transparenz zu sichern. 

Gerade aus österreichischer Sicht trägt die Europäisierung dazu bei, dass gewisse 

politische wie administrative Vorgänge nachvollziehbarer vorgenommen werden. Im 

gemeinschaftsrechtlichen Rahmen ist zum Beispiel das Rechtsetzungsverfahren nicht nur 

strukturell anders ausgestaltet, sondern – bedenkt man die diversen Veröffentlichungen 

im Vorfeld eines Richtlinien- oder Verordnungsentwurfes bis hin zur Integration der 
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Erwägungsgründe in den geschaffenen Rechtsakt – in einigen Punkten tatsächlich 

transparenter als der Gesetzgebungsprozess in Österreich. Die Bestrebungen der letzten 

Jahre, auch in Österreich Materialien und Berichte im Zusammenhang mit der Entstehung 

eines Gesetzes in Datenbanken zu sichern und der Öffentlichkeit einfach, unkompliziert 

und überwiegend kostenlos zugänglich zu machen, hätten zwar – so könnte man 

zumindest argumentieren – auch ohne die Diskussionen über gute Verwaltungsführung 

stattgefunden, einen beschleunigenden Effekt haben die europaweit geführten 

Diskussionen wohl aber gehabt. Auch viele andere „Rechte“, die teilweise durch den 

Zusammenschluss verschiedensprachiger Staaten notwendig sind (zB das Recht, sich in 

der eigenen Sprache an die entsprechenden Organe und Einrichtungen zu wenden) oder 

schlicht eine sinnvolle Ergänzung zu bestehenden Rechten darstellen (zB jederzeit und 

losgelöst von einem konkreten Verfahren den Zugang zu gewissen Dokumenten und 

Informationen verlangen zu können) sind nicht auf nationaler Ebene entwickelt worden, 

sondern auf europäischer. 

Ob und inwieweit diese und andere Regelungen im Zusammenhang mit einer guten 

Verwaltungsführung beziehungsweise good governance im Sinne einer (freiwilligen) 

Harmonisierung in die mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen aufgenommen werden, 

bleibt auf jeden Fall eine spannend zu beobachtende Angelegenheit. 

Eines steht meiner Meinung nach aber bereits heute fest: Für transparentere Abläufe 

politischer wie juristischer Verfahren hat die Europäisierung allemal gesorgt. 
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